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Der Kanzler im
Warum Kühlmann geht und wer ſein Nachfolger wird,

ſteht im Augenblick, da wir dies ſchreiben, noch nicht feſt. Jn
gewiſſer Beziehung iſt aber bereits eine Klärung eingetreten.
Man weiß jetzt, daß Graf Hertling in einem Telegramm aus
dem Großen Hauptquartier den Vizekanzler von Payer, den
eigentlichen Vertrauensmann der Mehrheitsparteien im
Reichstage, telegraphiſch über die durch den Rücktritt Kühl-
manns geſchaffene Lage unterrichtet hat und daß Herr von
Hintze zum Nachfolger Kühlmanns auserſehen ſei. Durch die
Wahl des Herrn v. Hintze zum Staatsſekretär des Aus-
wärtigen werde ſich aber an den Verhältniſſen nichts ändern,
wie auch ſein eigenes Verbleiben im Amte beweiſe. Danach
wäre der Rücktritt Kühlmanns politiſch völlig bedeutungslos
und der Jubel der Alldeutſchen und Vaterlandsleute verfrüht.
Von Herrn v. Payer heißt es, daß er zurücktreten werde, wenn
die Sozialdemokratie die Kriegskredite verweigern würden.
Da im Falle der Verweigerung der Kriegskredite durch die
Sozialdemokratie die Mehrheit auseinanderfallen würde, wäre
allerdings auch Herrn v. Payers Miſſion in der Regierung
erledigt. Ob die Sozialdemokratie aber die Kredite verweigern
wird, hängt von den Erklärungen ab, die der Reichskanzler
am Donnerstage im Hauptausſchuſſe abgeben wird. Die Sozial
demokratie will und muß verlangen, daß ſich Herr v. Hert-
ling ernſtlich über die Kriegsziele der Regierung undeutig
äußert. Kann der Reichskanzler die Sozialdemokratie nicht
voll befriedigen, dann m u ß ſie annehmen, daß die Regierung
den alldeutſchen Eroberungspolttikern zuneigt,
ſtändigungsfrieden, wie ihn die Reichstagsreſolution vom
19. Juli fordert, nicht will. Dann wäre für die Sozialdemo-
kratie dieſelbe Lage geſchaffen wie 1871 nach Sedan, wo die
beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen einmütig die Kredite
verweigerten, weil ſie die Eroberungspolitik ablehnten. Dann
darf uns auch der Umſtand, daß wir uns noch in der Ver
teidigung befinden, nicht hindern, die Kriegskredite abzu
lehnen. Die dieſen Donnerstag ſtattfindende Sitzung des
Hauptausſchuſſes wird alſo von entſcheidender Bedeutung ſein
für die zukünftige Haltung der Sozialdemokratie, weil ſie die
Einheitlichkeit der inneren Front in Frage ſtellt.

Die Verabſchiedung des Herrn Kühlmann wird ſchon am
Donnerstag den' Hauptausſchuß beſchäftigen. Das iſt erfreu-
lich. Je eher die Motive beleuchtet werden, von denen ſich die
maßgebenden Stellen in ihrer Entſcheidung haben leiten
Iaſſen, deſto beſſer iſt es für alle Beteiligten. Augenblicklich
herrſcht allgemein über dieſe Beweggründe Unklarheit
wenn man ſie nicht in der Richtung ſuchen will, auf die das
Berliner Tageblatt hinweiſt. Dieſes Blatt will aus parlamen-
tariſchen „und andern politiſchen Kreiſen“ erfahren haben,
daß Herr v. Hintze der Kandidatdes Kaiſers ſei. Der
Kaiſer habe Herrn v. Hintze immer beſonders protegiert und
ihn auch in die Diplomatie gebracht, während ſich das Aus-
wärtige Amt ihm gegenüber zurückhaltend gezeigt habe. Ge
wiſſe Berichte, die Herr v. Hintze aus Rußland geliefert habe,
ſollen den Kaiſer für ihn eingenommen haben. Man erinnert
ſich bei dieſer Darſtellung unwillkürlich anderer Vorgänge und
Maßnahmen bei Miniſterwechſeln und ähnlichen Gelegenheiten
in der Zeit vor dem Kriege.

Bei der Reaktion und insbeſondere in den Kreiſen des
Großkapitals und der Schwerinduſtrie hat die Entlaſſung
Kühlmanns doch nicht jene Begeiſterung ausgelöſt, die man
auf dieſer Seite hätte erwarten können. Jedenfalls iſt dieſen
Herrſchaften ein Wermutstropfen in den Freudenbecher ge-
fallen: es paßt ihnen außerordentlich wenig, daß die Sozial
demokratie der Katze ſofort die Schelle umgehängt und die
Verweiſung der neuen 15-MilliardenVorlage in den Haupt
ausſchuß durchgeſetzt hat. Die ſcharfmacheriſchen Berliner
Neueſten Nachrichten und die Poſt ſtimmen aus dieſem Anlaſſe
einen wüſten Schmähchorus an, in dem neuen anderen ſchönen
Dingen von „Erpreſſung“ uſw. die Rede iſt. Auch fehlt es in
der alldeutſchen Preſſe nicht an Verſuchen, dieſer Aktion der
Sozialdemokratie die Berechtigung abzuſprechen. Es wird
darauf hingewieſen, daß Herr von Kühlmann in das
Novemberabkommen mit den Parteien der Mehrheit gar nicht
einbezogen werden könne. Die damalige Parlamentariſierung
habe auf ihn keine Wirkung, weil er damals bereits im Amte
geweſen ſei, und auch deshalb, weil die Verantwortung für
die Leitung des Reiches nicht er trage, ſondern der Kanzler.

Berlin, 10.. Juli. Der Hauptausſchuß des Reichstages hielt
heute vormittag eine Sitzung ab, an der auch Vizekanzler von
Payer teilnahm, der mitteilte, daß Reichskanzler Graf von Hert-
ling die Abſicht habe, dem Ausſchuß über die innere und äußere
volitiſche Lage Bericht zu erſtatten. Er werde es ſo möglich machen,
Donnerstag vormittag im Hauptausſchuß das Wort zu ergreifen;
der Ausſchuß erklärte ſich damit einverſtanden.

Die T. U. meldet: Der Hauptausſchuß des Reichstages hatt vormittag beſchloſſen, es dem e dem Abgeordne
e n Ebert zu überlaſſen, im Einvernehmen mit der Regierung

den Tag zu beſtimmen, an dem die Kriegskredite im Hauptausſchuß,

uneigt, alſo den Ver wenigen Tagen

die Relchotagomehrheit wünſcht Rarhet

Hauptausſchuſſe.
dem ſie vom Reichstag überwieſen worden ſind, verhandelt worden
ſind. Mit andern Worten, die Mehrheit des Reichstages iſt ent-
ſchloſſen, aus Anlaß des Wechſels der Perſon des Staatsſekretärs
des Auswärtigen Amtes vom Reichskanzler eine Erklärung ſeiner
Politik zu fordern. Die Umſtände, die zum Rücktritt des Staats-
ſekretärs von Kühlmann führten, laſſen der Mehrheit des Reichs-
tages die Frage berechtigt erſcheinen, ob der Kanzler noch zu der
Politik ſtehe, die er ausdrücklich angenommen und durchzuführen
verſprochen hat. Es iſt alſo mit Sicherheit morgen, oder jedenfalls
in den allernächſten Tagen im Hauptausſchuß und darauf auch im
Plenum des Reichstages eine große politiſche Debatte zu erwarten.

Die Voſſ. Ztg. ſchreibt: Jm Reichstag herrſcht heute eine ab-
wartende Stimmung. Jedenfalls kann nicht geſagt werden, daß
die Aufgeregtheit, die ein Teil der Preſſe zur Schau trägt, die
Auffaſſung der maßgebenden Parteien widerſpiegelt. Man hat den
dringenden Wunſch, aber auch die Hoffnung, befriedigende
Erklärungen zu erhalten. Graf Hertling erklärte ſich ohne weiteres
bereit, dem Wunſch der Mehrheitsparteien nach einer mündlichen
Ausſprache über die geſamte politiſche Lage Rechnung zu tragen.
Dieſes Entgegenkommen hat im Reichstag einen ſehr günſtigen Ein-

druck hervorgerufen, zumal man auch in ſachlicher Beziehur
zu haben glaubt, befriedigenden Erklärungen ngz
verlautet nämlich, Graf Hertling werde ausdrü
der Geſandte v. Hintze ſich ebenſo wie der Reichskanzler ſelbſ
in der Antwort auf die Papftnote ausgeſprochenen Richtlin
halten entſchloſſen ſei. Daß die offizielle Ernennung de
Staatsſekretärs erſt erfolgt, nach dem die
kanzlers mit dem Reichstag ſtattgefunden hat, wird der Linkenals ein weiteres Zeichen der Rückſichtnahme anbe er
Dauer der Reichstagsſeſſion gehen die Anſichten auseinander. Der
Vorſitzende des Hauptausſchuſſes, Abg. Ebert, ſchien der Auffaſſung
zuzuneigen, daß der Reichstag noch länger als beabſichtigt zuſammen
bleiben müſſe. Jn Abgeordnetenkreiſen aber glaubte daß de
Ausſprache im Ausſchuß und die Arbeit im Plenum bis Gonnab
beendigt ſein könne. Alles wird davon abhängen, welchen Umfang
die Ausſprache im Hauptausſchuß annehmen wird.

Nürnberg, 10. Juli. Der Fränkiſche Kurier ſchreibt
Wechſel im Auswärtigen Amte am Schluſſe eines längeregfeiöle Mitteilun

von Hintze vorausgeht, falſch iſt, ſo ſoll es an unſerer Un
des neuen Staatsſekretärs nicht fehlen. Das ſchlimmſt eaber
wir können es nur immer wiederholen wäre ein ernentesß An
weichen vor einer klaren Entſcheidung vor den alldeutſchen Worten.
Dem wäre im Jntereſſe des Vaterlandes ein offenes alldentſche

ung

Regiment bei weitem vorzuziehen. Das möge man an keiner ver
antwortlichen Stelle vergeſſen, e

e

Die Salzburger
Jn der alten ſchönen Mo

hands zur Beſprechung der aus der Jdee eines engen wirt-
ſchaftlichen Zuſammenſchkuſſes auftauchenden Probleme ver-
ſammelt. Deutſchland iſt durch Unterſtaatsſekretär Dr.
v. Körner vertreten, der ſchon unter Bülow als geſchickter
Unterhändler und guter Kenner des Zolltarifs im Vorder-
grund ſtand, dann durch den Miniſterialdirektor Luſonſty und
Geheimrat Stockmann.

Schon die beſchränkte Zahl der Delegationsmitglieder,
das Fehlen repräſentativer Vertreter der Reichsleitung weiſt
darauf hin, daß das Arbeitsgebiet von vornherein ſehr eng
abgeſteckt wurde. Zunächſt wird nur an die Aufſtellung
eines Arbeitsprogramms gedacht, ſo daß ſachlich
wichtige Beſchlüſſe in nächſter Zeit überhaupt nicht gefaßt
werden dürften. Aber auch wenn dieſe Vorarbeiten bewältigt
und die eigentlichen Beratungen aufgenommen ſind, dürften
die Ziele nicht allzu weit geſteckt und manche voreilige
Enthuſiaſten enttäuſcht werden. Jn Salzburg ſoll Mittel-
europa noch nicht begründet werden, es ſoll nur formale, aller-
dings ſehr wichtige Vereinheitlichungen im Zollgeſetz, Zoll-
ſchema, Zollverfahren, im gewerblichen Rechtsſchutz, der
Statiſtik und den See- und Schiffahrtsverhältniſſen durchge-
ſetzt werden.

Von öſterreichiſche r Seite werden an die beginnen-
den Beratungen allerdings weitgehende Hoffnungen geknüpft,
die vielleicht auch von wohlmeinenden Zeitungsſchreibern der
Bevölkerung als Troſt in den Nöten dieſer Tage zugedacht
ſind. OeſterreichUngarn ſcheint tatſächlich den zollfreien
Verkehr mit Lebensmitteln im RahmenMitteleuropas vorgeſchlagen zu haben. Leider wird
nicht geſagt, wie hoch die öſterreichiſch- ungariſche Regierung
den gemeinſamen Getreidezoll gegen das Ausland plant und
wie ſie ſich zu der volkswirtſchaftlich ſo notwendigen Angliede-
rung der agrariſchen Balkanländer ſtellt. Die nachdrückliche
Befürwortung einer agrariſchen Hochſchutzzoll-
politik durch den einflußreichen Grafen Tiſza im
ungariſchen Abgeordnetenhauſe mahnt zur Vorſicht. Dagegen
ſcheint in Oeſterreich wenig Luſt zu einem durchgreifenden
Abbau der induſtriellen Zölle zu beſtehen. Als Geltungsdauer
für das Abkommen wird eine Friſt von 20 Jahren geplant;
nach je 5 Jahren ſoll der Vertrag durchgeſehen werden. Außer-
dem wachen in Oeſterreich immer neue Hoffnungen auf eine
baldige Hilfe Deutſchlands zugunſten der öſterreichiſchen
Währung auf, die um 50 Proz. entwertet iſt. Da aber
Deutſchland mit ſeiner eigenen Währung ſehr viel zu tun hat,
das Problem überdies aufs engſte mit dem ſtagtlichen und
privat wirtſchaftlichen Kredit zweier bisher doch recht ver
ſchiedener Wirtſchaftsgebiete zuſammenhängt, ſo eilen dieſe
Erwartungen den Tatſachen wohl voraus.

Die wirtſchaftliche Annäherung ſteht im engſten Zu
ſammenhang mit der politiſchen Wertung des deutſchöſter
reichiſch ungariſchen Bündniſſes, mit dem lebhaften Wunſche,
die alte Donaumonarchie politiſch, wirtſchaftlich und mili
täriſch voll bündnisfähig zu ſehen, mit der Neugeſtaltung
Oeſterreichs und Ungarns, mit der Beilegung der verwüſten-
den nationalen Kämpfe, mit der Löſung der polniſchen und
ſüdſlawiſchen Frage. Dieſe außerordentliche Kompliziertheit
und weittragende ng der au en Probleme
mahnen zur Vorficht, beſonders da ſtarke Jntereſſengruppen
Mitteleuropa zu einem Bollwerk ihrer rückſchrittlichen und
felbſtfüchtigen Politik machen wollen.

Die Sozialdemokratie wird vor dieſen großen Wider
ſtänden nicht kapitußeren und ihren Einfluß daran ſetzen, die

artſtadt Salz burg ſind jeit,
Ve rtreter Beſterreich ungern n Deutſch

Verhandlun gen.
der i der großen irijchaVerfäkſchu San n beJdee Mitteleuropas, die in

zu bewahrenjmperien ſo nahe liegt, vor

lungen zwiſchen den deutſchen und öſterreichiſchen führenden
Parteigenoſſen am 9. Januar 1916 ausführte: „Die Bour
geoiſien ſchließen keine ſogzialiſtiſche Gemeinſchaft miteinander,
ſondern eine Kapitalgemeinſchaft. Sie ſchließen die Gemein-
ſchaft, um die Arbeiterſchaft, um ein Wirtſchaftsgebiet aus-
zubeuten. Aber was an uns liegt, müſſen wir tun, um zu
verhüten, daß eine hiſtoriſche Not wendigkeit ausgebentet
werde, ausſchließlich im Jntereſſe einer profitgierigen kapita-
liſtiſchen Bourgeoiſie.“

Zum Geſandtenmord in Moskau.
Die Mörder des Grafen Mirbach ergriffen
Der Frankfurter Zeitung wird aus Moskau unterm

7. Juli gemeldet: Die Nachrichten von dem Autentat, das
politiſche Fanatiker auf den Chef der deutſchen Miſſion Graf
Mirbach verübt haben, verbreitete ſich in Moskau bereits in
den Nachmittagsſtunden des 6. Juli. Die Blätter brachten
erſt heute unter dem 7. Juli die Einzelheiten in der vom
Exekutivkomitee der Räteregierung ver aßren Darſtellung.
Dieſe brandmarkt das Verbrechen als einen anſinnigen provo
katvriſchen Akt, vorbereitet und ausgeführt von Werkzeugen
des ruſſiſch-engliſch- franzöſiſchen Jmperialismus, zu dem
Zwecke, um Rußland in einen neuen Krieg zu ſtürzen. Die
ſchwerwiegende Nachricht, daß Rußland am Rande eines neuen
Krieges ſtehen würde, wurde von der. Bevölkerung Moskaus
mit Reſignation aufgenommen. Die Räteregierung hat raſch
und feſt zugegriffen und für dieſes Mal einen ſorgfam vor
bereiteten Putſch, der ſich durch m x äch An
zeichen angekündigt hatte, erſtickt. Die Mörder wurden an
geblich heute nachmittag ergriffen. Nach einer Ausſage derheute feſtgenommenen Kuhrerin der Linken Revolutionärem,

der Spiridowna, iſt das Attentat auf einen offiziellen Partei
beſchluß zurückzuführen. Die Entente, der es gelang, eine An
näherung der Mehrheit des Sozialrevolutionären an den
rechten Flügel der alten Plechanow Gruppe izuführen,
glaubte nun von der Arbeit ihrer Werkzeuge die Frucht zu
ernten, auf die es ihr ankam: Entlaſtung der Weſtfront. Jhr
iſt das ruſſiſche Blut, das dann fließen müßte, gleichgültig.
Noch immer ſind auf ruſſiſchem Boden Agenten und Organifa
tionen der Entente allzu täkig.

Die Beratung der Steuergeſetze
im Reichstage.

Der Reichstag erledigte heute in ſtundenlanger Beratung
das neue Reichsſtempelgeſetz, wobei alle Verſſerungsanträ

r das Wegſelſtem und
elos nBeratung die Kriegsſteuer der en en o

Ausſchuß und mit ihm der Reichstag in eine c
Kriegsabgabe für 1918 umgewandelt hat, ſo daß euch die
Einzelperſonen mit ihrem Kriegsbeginn werden.
Morgen geht die Beratung der andern weiter
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immer gilt, was Dr. Renner im Verlaufe der Verhande
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Reichstag.
188, Sitzung. Mittwoch, 10. Juli, nachmittags Uhr.

Am Bundesratstiſche: Graf Roedern.,
Die Fortſetzung der Steuerdebatie beginnt beim Geſetzentwurf

zur
Aenderung do Reichdſtempelgeſetzes.

den Stempel bei Errichtung ven Gefellſchaften auf
6 Pro

Ab (n. Sog.): Vir lIehnen auch dieſes Geſetz ausvolkswirtſ Gründen ab. es muß den Verkehr übermäßig

an r die ſoliden iſt dervorgeſslagene Stempel zu hoch, bei ihnen beträgt der
geſamte Gewinn oft kaum 5 Proz. Soweit es ſich um Kapital-
abgaben handelt, behalten wir uns die Stellungnahme in jedem
einzelnen Falle vor und werden ev. Anträge auf Erhöhung ſtellen.

1 wird angenommen.

r a rvom 1 e für die Kriegsdauer au vom inißantr en ihn auf 8 vom 1000 feſtſetzen und den
t ermacti ihn auf 4 vom 1000 zu erhöhen und auf

2 vom 1000 zu ermäßigen.
Keil (Sotz.): Dem Kompromißankrag ſtimmen wir zu.i e volks wirtſchaftliche utung der Börſe keines

wegs, abex ſolange die Beſitzſteuerquellen nicht erſchöpft ſind, kann
man uns als Vertreter der breiten Volksmaſſen nicht zumuten,
T e der Börſentreiſe ſchüven zu helfen. Es handelt ſich

um Schichten, die die Not des Krieges noch nicht am eigenen
Leibe ſpüren, dafür aber begeiſterte Anhänger überſpannter Kriegz-
e ſind. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Das Trei-
en an der Börſe zeigt, daß die Kriegsgewinn-

fauer noch m nicht ſcharf genug wirkt. Wirglauben zwar nicht, daß durch eine Steuer die Spekulationswut
t mmt werden kann; wenn es aber die Kriegsgewinnler nach

dieſen Börſengeſchäften gelüſtet, ſo liegt kein Grund vor, ſie nicht
ſcharf zu beſteuern.

Nach weiteren Bemerkungen der Abgg. Pfleger 5 Dove
(Sp.),. 9Zemmermann (natl.), Brockhauſen War
muth D. F.), Bernſtein (U. Soz.), Rießer (natl.) wird der
m v angenommen.Abg. Keil So fürwortet bei der Dividendenſteuer und der
Tantiemenſteuer für Auffichtsräte eine ſtärkere Staffelung und
höhere Sätze.

Staatsſekretär Graf Roedern bittet, es bei den von der Kom
miſſion beſchloſſenen W zu belaſſen.

Abg, Bernſtein (U. erklärt ſich ebenfalls für den Antrag.
Der Antrag wird abgelehnt.
Abg. David (Soz.) begründet einen Antrag, das Einkommen

aus Fideikom miſſen ebenfalls mit 20 Proz. zu beſteuern.
für die beſondere Schonung des land wirtſchaftlichen Einkommens
iegt kein Grund vor. An den Fideikommiſſen vorbeizugehen, ſei

um ſo weniger gerechtfertigt, als die Fideikommißbeſitzer ſamt und
ſonders Kriegsgewinnler ſeien.

Abg. Waldſtein (Vp.) erklärt ſich ebenfalls für den Antrag.
z Pfleger (Z.) erklärt ſich gegen den Antrag.Auf Antrag des Keil Ecz) findet über diefen Antrag

ine namentliche Abſtimmung ſtott.
Der Antrag wird mit 154 gegen 188 Stimmen bei 2 Stimm-

enthaltungen abgelehnt.
Artikel 8 beſtimmt den Stempel für die Zinſen bei Geld

umſätzen von Kreditunternehmungen; der Ausſchuß hat. ihn auf
die Hälfte ermaßigt bei eingetragenen Erwerbs- und Wirtſchafts
genoſſenſchaften und Sparkaſſen.

Ein Antrag Antrick (Sog.) will die Sparkaſſen gänzlich frei-
laſſen. Ein Antrag Warmuth (D. F.) will auch die Erwerbs-
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften freilaſſen, die Sparkaſſen jedoch
nicht für Geſchäfte, die dem eigentlichen Sparkafſenverkehr fremd

Keil (Soz.): Die Sparkaſſen dürfen nicht ebenſo behandeltgetr die Banken, das hat bereits der Ausſchuß anerkannt.

Aber auch mit der Heranziehung zur Hälfte wird ihnen noch ein
Sechſtel des Reinertrages w ommen, den BVanken dogegen mit
dem vollen Betrage nur ein Fünfzehntel des Reinertrages. Des-

wegen m die e r Die v ſenſchaften wir in unſeren icht au mmen, weil wirketne e ür zu finden wir werden aber für den
An uth ſtimmen, jedoch nicht für den letzten Teil, der einen
Unterſchied zwiſchen den einzelnen Sparkaſſengeſchäften vorſiteht.

Abg. Warmuth (D. F.) und v. Brockhauſen (k.) befürworten gen Freilaſſung der h der Genoſſenſchaften.
Staatsſekretär Draf Roedern: Es liegt kein Grund vor, die

Sparkaſſen und Genofſenſchaften anders zu behandeln wie die Ban
ken. Will man das aber, ſo muß es mindeſtens beim Beſchluß der
Kommiſſion bleiben.

Abg. Veraßein (U. Soz.) erklärt ſich für die Anträge Warmuth
und Antrick.

Der Antrag Warmuth wird in beiden Teilen durch Hammel
ſprung mit 162 gegen 117 reſp. mit 156 gegen 128 Stimmen ange-
nommen damit ift der Antrag Antrick erledigt.

Der Reſt des Geſetzes wird angenommen.
Der Entwurf zur Aenderung des Wechſelſtempelgeſetzes iſt vom

Ausſchuß unverändert gelaſſen; er wird debattelos angenommen.
Den Entwurf über die Kriegsſteuer der Geſellſchaften hat der

Ausſchuß umgeändert in ein
etz über eine außerordentliche Kriegsabgabe für 1918,

wobei auch für die einmalige Kriegsabgabe der Einzelperſonen be
ſondere Beſtimmungen getroffen ſind.

Sexuſtein (U. Soz.) begründet einen r das ge
W ehreinkommen als Kriegsgewinn im Jahre 1918 wegzu-

ern.
Der Antrag wird abgelehnt.
Die vom Mehreinkommen 1 für die erſten

10 000 M. 5 und ſteigt für über 100 000 M. bis auf 50 Proz.
Abg. Bernuſtein (U. Soz.) begründet einen Antrag, dieſe Sätze

zu erhö und ebenſo einen Antrag, die Kriegsabgabe vom Ver
mögen, die für die erſten 200 000 M. 1 vom 1000, für über 1 Million
s vom 1000 beträgt, zu erhöhen.

Der Antrag wird gegen die Stimmen der U. Soz. und Sozial
demokraten abgelehnt.

Die Kriegsobgabe der Gefellſchaften ägt 60 Proz. Ein An
trag Albrecht (N. Soz.) will dafür 80 Proz. ſ

Abg. Keil (Sog.): Obwohl es angebracht wäre, die Geſellſchaften
höher zu beſteuern, können wir dieſem Antrag nicht immen,
denn im vorigen r beim Sicherun ſetz hat man die Geſell
ſchaften nicht zu ren Rücklagen verpflichtet. Der 680 Proz. über
ſteigende Gewinn iſt alſo bereits ausgeſchüttet.

Abg. Bernſtein (U. Soz.): Es t ſich um ſehr kapitals-kräftige Geſellſchaften, die trotz der Ausſchüttung dieſe Gewinnes

die Steuer recht gut zu zahlen vermögen.
Der Antrag Antrick wird gegen die Stimmen der U. Soz. ab

gelehnt.
Die übrigen Beſtimmungen des Geſetzes werden nach den Be

fchlüſſen der Kommiſſion angenommen.
Hierauf vertagt das Haus die Beratung der andern Steuer

geſetze auf morgen 2 Uhr (Donnerstag).
Schluß: 754 Uhr.
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Wahlrechtsfrage und
ung im Herrenhauſe

eußiſchen r Mittwoch bei der Beratungdes J n eaus en. ſagte er, eVearſage vor, e e rneveSiſeatsleben ſein und dazu beitragen wig§ es vollkommen umzumodein.

Das Dreiklaſſenwahlrecht wurde zur Zeit ſeiner Einführung, als in
Preußen noch nicht die ungeheuren Reichtümer einzelner n
waren, nicht als etwas. empfunden. Seitdem iſt die Vol

t, wird ühb i il in dieſenWepſr- r. Wer z benenei eſ u smgen er n
er gehallen er auf ſrine perſönliche Beranl
worinng zu vehmen, ſondern dem Monarchen den Rat gegeben hat, die
Forderung des gleichen Wahlrechts in einer Botſchaft zu
verkünden, iſt die Frage ſchwieriger geworden. Man iſt jetzt im
tag verſtimmt, daß der ſer einen Staatsſekretär entlaſſen

man die Stimmung der Mehrheitsparteien darüber gehört und
man wünſcht den N erſt kennen zu lernen und ſeine l
zur Politik der Mehrheit, bevor er ernannt wird. (Hört, hört!)) Es lieg
nicht im Intereſſe der Monarchie, die Krone zu zwingen, Miniſter einer
a beſtimmten politiſchen Färbung zu berufen. Dann könnten auch die

mten glauben, man müſſe rlamentarier ſein oder parlamen-
tariſche Protektion haben, um in höhere Stellen zu kommen. Wechſelnde
politiſche Aufregungen wie in Frankreich und Italien können wir uns
nicht geſtatten. Die vom Abgeordnetenhauſe beſchlofſſenen Sicherungen

nügen mir nicht. Bei der zukünftigen Geſtaltung der Gemeinde
is- und Provinzvertretung muß die s rewerden. Das vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſene Pluralwahl-

recht iſt kein echtes politiſches Material, das iſt Patz. Jch bedaure die
Behörden, die es durchführen ſollen. Die R g ſollte doch ein Kom
promiß herbeiführen, denn Wahlkämpfe müſſen uns jetzt erſpart bleiben.

Auf dieſe Ausführungen erklärte Graf Behr Behrenhof: Die
konſervative Fraktion wird jetzt nicht in eine Ausſprache über das
Wahlrecht eintreten. Sie halten an den getroffenen Vereinbarungen feſt,
daß dieſe Frage erſt ſpäter erörtert werden ſoll. Der Herzog zu
Trachenberg gab dieſelbe Erklärung im Ramen der neuen
Fraktion ab.

Vizepräſident des Stagatsminiſteriums Dr. Friedberg ſagte,
nachdem die großen Fraktionen des Herrenhauſes übereingekommen ſeien,die Diskufſion über die Wahlrechtsvorlage r nicht zu
laſſen, hält ſich auch die Staatsregierung an dieſes mmen gebunden
und werde auch ihrerſeits das, was ſie zu ſagen hat, auf eine ſpätere Zeit
vertagen.

Der Junker Oldenburg-Januſchau konnte nun nicht mehr über
die Wahlrechtsfrage loslegen, dafür nahm er ſich die Parlamentariſierng
vor. Parlamentariſche Miniſter oder Herren ſagte erx, die die
Paſſion haben, nach Damaskus zu gehen (Heiterkeit), können nicht
reſpektiert werden. Durch Staatsſekretäre im preußiſchen Kabinett
kann eine Situation herbeigeführt werden bei der es um Kopf und
Kragen für Preußen gehl. Wenn Sie, Herr Miniſter in ihrem
Beamtenerlaß ſagen, daß S. M. der König ſich den Volksmaſſen
gegenüber verbindlich gemacht hätte, ſo muß ich es zurückweiſen,
daß in dieſer Form mit meinem König Sturm gelaufen wird gegenüber
Millionen ſeiner ireueſten Untertanen. (Lebhafter Beifall.) Die Sicher
heit der Königskrone liegt bei den ſelbſtändigen Exiſtenzen. Bismarck
hat immer vor dem König geſtanden, aber ſich nicht mit deſſen Autorität
gedeckt. Als die Arbeilswilligenvorlage und 1908 die Wahlreform ſchei
lerle, iſt kein Miniſter zurückgetreten. Wir haben nur noch unſerer
Ueberzeugung zu handeln.

Das Herrenhaus wird bei der Beratung der Wahlrechtsporlage der
Regierung noch ganz anders aufſpielen, als das Dreiklaſſenparlament.
Selbſt dem Grafen Poſadowsky, der für die Wahlreform eintrat, waren
die Sicherungen des Dreiklaſſenwahlrechts nicht ausreichend. Da kann
man ſich ein Bild machen, was das Herrenhaus aus der Wahlrechts-
vorlage machen wird. Daß die edlen und erlauchten Herrn gegen die
Parlamentariſierung der Regierung eifern, darf man ihnen nicht ver-
fragen. Sie find dazu da, jeden Fortſchritt zu verhüten. Aber unbe-
greiflich finden wir es, daß die Regierung es nicht vorausſehen wollte,
daß von den edlen Herren nichts in der Frage der Wahlrechtsreform
zu erwarten iſt, und daß es deshalb richtiger geweſen wäre, das Abge
ordnetenhaus aufzulöſen, ohne die Verwerfung oder mindeſtens weitere
Verhunzung der Vorlage durch das Herrenhaus abzuwarten.

Eine republikaniſche Bewegung
in Südafrika?

Der Times- Berichterſtatter in Kapſt adt gibt eine Schilderung
der Lage in Südafrika. Es geht aus dieſem Berichte hervor, daß es
mit knapper Not rn ſei, die füdafrikaniſche Regierung vor gro
ßer Ruheſtörung und Verluſten von Menſchenleben zu behüten. Die
Schilderung enthält dunkle Anſpielungen auf einen drohenden Streik
unter den eingeborenen Arbeitern im Randgebiet, über das Fort
ſchreiten der republikaniſchen Propaganda, über Un-
ruhen unter den armen weißen Holländern und über eine Agitation
r den Gewerkſchaften in Südafrika mit engliſchen Rebellenmitglie-

ern.
Vor einigen Tagen meldete Reuter aus Pretoria, daß Gene-

ral Botho eine Proklamation an alle Völker Südafrikas richtete, in
der er ſie auffordert, ſich durch feindliche Jntriguen nicht verführen
laſſen. Botha erklärte, die Regierung habe Mikteilung erhalten, daß die
beſtehende Staatsform mit Gewalt geſtürzt werden
ſolle. In den letzten Tagen ſeien energiſche Militär und Po-
lizeimaßregeln notwendig geworden, ohne welche es

ſchweren Unruhen und wahrſcheinlich auch zu ernſten Verluſten an
eben gekommen wäre. General Botha erklärte ſchließlich, er ſei er

freut, daß die Führer der politiſchen und induſtriellen Organiſationen
Aufrufe verbreiteten, in denen ſie auffordern, ſich jeglicher Gewaltmaß-
regel zu enthalten.

Zu dieſer Meldung bemerkte die Frankf. Ztg.
Dieſe kurze Reutermeldung läßt ſich in ihrer vollen Bedeutung

einſtweilen noch nicht überſehen. Es iſt alſo zu einer bewaffneten Auf
ſtandsbewegung gekommen, und Botha iſt es gelungen, dieſe vorläufig
zu unterdrücken. Wie wir bereits des öfteren ausführten, hat die repu
blikaniſche Bewegung in Südafrika a
nen. Mehrere Urſachen laffen ſich hierfür anführen: erſtens die Ver
bitterung der meiſt Schafe züchtenden Buren, weil England Höchſtpreiſe
für Wolle feſtſetzte, die bedeutend niedriger waren als die Markipreiſe,
und die Wolle zu dieſen Preiſen aufkaufte; zweitens die Unmöglichkeit,
den Ueberſeehandel einigermaßen aufrecht zu erhalten, da England
keine Schiffe zur Verfügung ſtellte: drittens die Entrüſtung, die der
engliſch- amerikaniſche Raub der niederländiſchen Flotte hervorgerufen
hat, ein Vorfall, der den ſüdafrikaniſchen Holländern die Verlogenheit
der engliſch- amerikaniſchen Befreiungsideale für kleine Völker enthüllte;
viertens das immer ſtärker werdende Drängen Englands auf Mann
ſchaftserſatz aus Südafrika und auf der Dienſtpflicht, und
ſchließlich fünftens die ſtarke Wirkung, die die erfolgreiche deutſche
Offenſive im Weſten ausübte und den Glauben an die Unbeſiegbarkeit
Englands erſchütterte. General Hertzog hat es ſchon ſeit einigen Mo
naten wagen können, ſich ganz offen an die Spitze der r epublikaniſchen
Bewegung zu ſtellen. Seine die nationaliſtiſche Partei zieht
immer mehr den Anhang der holländiſchen Bo rthei, der ſogenann
ten ſüdafrikaniſchen Partei, zu ſich herüber. a wurde es auf dieſe
Weiſe unmöglich gemacht, an der Londoner egs konferenz
teilzunehmen. Schon früher war er gezwungen, ſich öffentlich gegen
die Einführung der Dienſtpflicht in zu erklären
e
würde. ießli g ſeine o er derRegierung ſchriftliche iltclunde Rea die Lage in Sübafr

ließ und dringend davor warnte, auf die du

z er ſonſt s e rche För r ra e. Esalſo klar, daß die Erklärung t
nach ſeiner bekannten Art verſchweigt, enhanglosHauptſachen zufammin die Welt geſchickt wird, einen Höhepunkt in dieſer Entwicklung be

zeichnet. Ohne dieſe Vorgänge würde ſie gar nicht verſtändlich

r m

bildung weſentli ſtiegen. Wer jetzt Arbeiterverſammlungen beig ch geſtieg 3 2

erordentlich an Kraft gewonhaftung

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.

h ine e e einen enrſtoß ab.
u alhaniſche Sädfront vor dem Dencee ſtarker

T Kräfte über die Linie t-Fjeri en Diene war ſeit geſtern nur ſehr
Der Chef des Genexalſtabes.

Der Krieg zur See.
wtb. Berlin, 10. Juli. (Amtlich.) Durch die Tätigkeit

unſerer UBoote wurden im nördlichen um England
neuerdings 16500 BRT. feindlichen Handelsſchiffsraumes ver
nichtet. Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Eine niederländiſche Tjalk in Brand geſchoſſen.
Haag, 10. Juli. Das halbamtliche Korreſpondenzbureau er

fährt, daß geſtern die niederländiſche Tjalk Frederika, mit Glas
und Seide nach Le Havre über Harmouth beſtimmt, 21 Meilen
weſtnordweſtlich vom Waterweg von einem deutſchen UBoot in
Brand geſcheſſen wurde. Die Bemannung iſt glücklich in Scheve
ningen gelandet.

Bau franzöſtſcher A-Boot-Zerſtörer.
Genf, 10. Juli. Wie die franzöſiſchen Zeitungen vom keßten

Sonnabend melden, wurde auf einem Bauplatz der Pariſer Gegend,
alſo auf einer Werft der Seine, ein kleiner UBoot-Zerſtörer von
15 Tonnen vom Stapel gelaſſen. Es handle ſich um das erſte
Exemplar einer im Bau befindlichen Reihe von 6 Fahrzeugen zur
Bekämpfung der NVorte.

Auf eine Mine gelaufen.
Baſel, 10. Juli. Nach einer Pariſer Havasmeldung iſt der

Patrouillendampfer Marie Frederick am 16. Juni im Mittelmeerauf eine Mine geſtoßen. Der Kommandant und 19 Leute ſind
ertrunken.

Jn Holland angeſchwemmte Minen.
Amſterdam, 10. Juli. Nach holländiſchen Zeitungsnachrichten ſind

an der Küſte Hollands im Monat Juni angetrieben 334 engliſche Minen,
5 deutſche, 9 unbekannte Minen, insgeſamt 348 Minen. Seit Kriegs
beginn ſind angetrieben: 4081 engliſche Minen, 80 h Minen,
340 deutſche Minen, 471 unbekannte Minen, insgeſamt 4952 Minen.

Kriegsallerlei.
London, 10. Juli. Lord Curzon teilte mit, daß der König und

die Königin von Belgien in einem Flugzeug in England einge
troffen ſeien.

Haag, 10. Juli. Daily Expreß berichtet, daß ſich der Streik in
der engliſchen Flugzeuginduſtrie ausbreitet. 22 000 Perſonen legten
bis jetzt die Arbeit nieder.

Bern, 10. Juli. Popolo d'Jtalia berichtet, in einer Entente
hauptſtadt werde demnächſt eine Zuſammenkunft der ehemaligen
Geſandten des zariſtiſchen Rußland ſtattfinden. Kerenſki werde bei
ſeinem Aufenthalt in Rom Gaſt des ehemaligen ruſſiſchen Ge
ſandten von Giers ſein.

Troelſtra gegen unbegründete
Unterſtellungen.

Amjterdam, 10. Juli. Ein hieſiges Blatt erfährt aus Paris:
Troelſtra weiſt in einer Unterredung, die er mit einem Vertreter des
Blattes Information hatte, den Verdacht von ſich, daß er mit einer der
kriegführenden Parteien fympathiſſere. Er ſtellte ſich auf den ſpeziell
niederländiſchen Standpunkt, daß ein Abkommen mik der Enkente zum
bewaffneten Eingreifen Deukſchlands führen würde. Troelſtra erinnerte
an ſeine Unterhaltung mit Zimmermann, der prophezeit habe, doß
Frankreich, Belgien und Holland einer Zollunion beitreten würden.
Troelſtra zufolge hal Holland bei einem entſcheidenden Siege einer der
kriegführenden Parteien nur zu verlieren. Ein demokraliſcher dauer
hafter Frieden könne Holland, welches nicht imſtande fei, ſich zu ver
teidigen, für ſeine nationale Entwicklung von Nutzen ſein. Troelſtra er
klärte, daß er den Anſtoß zur Abhaltung einer Konferenz in Slkockholm
gegeben habe. Er fagte, daß Deutſchland ſchon damals einen Frieden
woilte, da die deuiſche Regierung den Minderheitsſozialiſten auf ihr Er-
ſuchen Päſſe ausgeſtellt habe. Heute ſei das Verlangen nach Frieden in
Deutſchland wenig zwingend, doch der Stillſtand in der Offenſive würde

eine Reaktion hervorrufen, welche die Möglichkeit ſchaffen kann, wenn
nicht die Sozialiſtenkonferenz zuſammenzuberufen, ſo dann doch ſie vor

zubereiten. Troelftra iſt der Meinung, daß die Vorteile, welche die
kriegführenden Mächte erringen, eine Gefahr darſtellen und daß dieſer
Krieg nur durch Vergleich endigen könne.

Albert Thomas, der dieſes Interview beſpricht, fagt, daß Troelſtra
ausgeſprachen prodeutſche Sympathien habe, daß er fedoch als Bürger
eines neutralen Landes nützliche Aufſchlüſſe geben könne.

GEugen Debs verhaftet.
Nach einer Meldung aus Neuyork haben die amerikaniſchen Be

den Sozialiſten Eugen Debs verhaftet, der viermal ſozialtſtiſcher
räſidentſchaftskandidat in den Vereinigten Staaten war. Er wird be

ſchuldigt, in öffentlicher Anſprache den kriegsfreundlichen Be
ſchluß der amerikaniſchen Sozialiſten abfällig kritiſtert zu en. Jn
einer am 16. Juni in Ohio en Rede hatte er die Ver

von kriegsfeindlichen Sozialiſten proteſtiert und die Be
en aufgefordert, auch ihn feſtzunehmen. Ueberdies erklärte er in
ieſer Rede, daß der Krieg nur ein Geſchäft des Kapitolis-

mus ſei. Ferner ſoll er Soldaten zur Meuterei aufgefordert und zur
Verminderung der Erzeugung von Kriegsmaterial beigetragen haben.

Zur Lage in Rußland.
Grenzwache Rußlands.

Der Sowjet der Volkskommiſſare hat beſchloſſen, beim Reſſort des
inanz-Volkskommiſſariat eine Grenzwache einzurichten. Die Grenz-
ewachung hat die Pflicht, die Grenzintereſſen Rußlands zu vertreten.

Jnnerhalb der Reichsgrenzen übernimmt die Grenzbewachung den Schutz
der Perſönlichkeit und des Vermögens der Bürger. Im einzelnen ſteht
ihr zu Verhinderung der Geheimdurchfuhr von Waren und des Geheim-
übergangs über die Grenze, die Aufſicht über die Jnnehaltung der
nationalen Regeln für die Schiffahrt auf Grenzflüſſen, der Schutz der
rufſiſchen Fiſcher und Gewerbetreibenden auf Grenzmeeren, Seen oder

e wee e der J De d e derr ung aum von ſie e er der eins Innere der Republik gilt als Grenzzone.

Ein Sowjet zur Löſung von Fragen des
Friedensvertrages.

u Bearbeitung der Fragen, die mit dem in Breſt-Litowſtk be
ſchloſſenen ar e in e ſtehen, iſt bei demLeben gerufen Wirt der veſgene die Sowjet V ren Wer

kommiſſariat für auswärtige A en ernannt. Die Verhand
s mit den Vertretern der almächte und die Durchführung des
Br Friedensvertr die einzelnen Aemter geſchehen nache nern mit dem venxeewwgorn für



Sen den Frieden von
Br itowſk. Deutſcher Heeresbericht vom 10. Juli.

für S idiheok h d nrhe, An wib. Sroßed Hauptquartier, 10. Juli. (Amtlich.)
auslän ſende en ren angen.itlge Angelegerhettel deren n a ſang be Denke Fuleneh e Generalkommiſſion vertritt SilberſchmidtBerlin, die Bruwärtige Angelegenheiten waren zuſammenberufen. Den V Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. dergrreniſeton Möller Wien Als Vorſtgende wunden Simon und

in der Verſammlun W FranklinBouillon. Zahlreiche Par Jm KemmelGebiet, an der Lys und Somme lebte die Weiſe Dresden beſtimmt.lamentarier aller e hatten ſich L Kerenſk er in den Abendſtunden auf. Nächtliche Erkundungs Noch Begrüßungsanſprachen und Ein von
Kommiſſionen erſtattete Sim Vorſtandsbericht. Er beechteärte, er habe als ruſſiſcher Bürger den ſich mit Poli vorſthde des Feindes. on den anre l l Heeresgruyve Deutſcher Kronprinz. n der Vorſtand habe in den beiden z Mtejahren eine Fülle vontikern aller Parteien zu verſtändigen

ſeinem Vaterland die volle Stärke des Handelns wiederzugeben. t geleiſtet, wie ſelten in einer Geſchäſtsperiode. Der aufgebrach
er Abſchluß der Reichs

u

B

Er ſchilderte die Lage Rußlands und zählte die Maßnahmen auf, Der Franzefe ſetzte ſeine heftigen Teilangriffe fort. Sädweſt ten Mühe entſprach aber auch der Erfolg.
die im gemeinſamen Intereſſe Rußlands und der Alliierten ſofort zu lich von Royon und ſüdlich der Aisne ſtieß er mehrfach mit arifverträge für tie ere und für Zivilſchuhwerk große
ergreifen ſeien. Kerenſti wies auf die Gefahr hin, die land ſtarken Kräften vor und ſetzte ſich in den Gehöften Porte und des Arbeit beanſprucht. D eſe Tarifverträge hätten wohl Kollegen ininfol e des Friedens von BreſtLitowfk, deſſen Folge ſei Lages weſtlich von Autheuil, ſowie in alten franzöſiſchen HOrten, wo es der Organifation bereits
daß Deutſchland ſeine Hand täglich ſchwerer auf das Land lege. Gräben nördlich von Longpont feſt. In den anſchließenden Ab verhältniſſe zu ſchaffen, keine

Kerenſtkis Hetze Verbandstag der Schuhmacher.Würzburg 8. Juli.
enheit 38 Delegierien, Bezirksleitern und Vorſtandsu n S vormittag vom Verbands

vorſigenden, Reichstagsabgeordneten r Dis

erhalten, andere
Er befürwortete ein ſofertiges derliches Einſchreiten der ſchnitten wurde er durch Feuer abgewieſen. Bei örtlichem erfolg aber eine ganz bedeutende Erhöhung. Die Lohnerhöhung
Alliierten, um den gemeinſamen Kampf en die ächte reichen Vorſtoß weſtlich von ChateauThierry machten wir bis 150 Proz. Der Vorſtand glaube, durch die Anna des
auf ruſſiſchem Boden for Franklin Bouillon dankte dem Gefangene. Rege Erkundungstätigkeit des Feindes beiderſeits von den Kollegen einen großen Dienſt erwieſen zu haben. Der Redner be
Redner und verſicherte ihn unter einmütiger Zuſtimmung der Reims. prach eingehend einzelne Beſtimmungen der Verträge und ihre Wir-r er r ntrgew r 277 Heeresgruppe Herzog Albrecht. e s mü t e e
weiterhin als Alliierten zu betrachten. Er fügte hinzu, daß alle vracht toßtr zuhalten. a uflöſung des Ueber s 3diejenigen in Rußland, die den Kampf wieder Luſnehmen wollten, ev T 337 t en Saeree h frangöſtſchen Gräbern Ce ſrie mit dem die Tarife abgeſchloſſen werde die 9
des abſoluten Beiſtandes Frankreichs verſichert ſein könnten. Der Erſte Generalquartierweiſter. Ludendorff. Organiſation alles tun, um die zwingen, die Verein

barungen weiter einzuhalten. Wenn auch cht geweſen wäre, die
Grundſöhne höher feſtzuſetzen, könne man doch mit dem Erreichten zu
frieden ſein.

De atter b dann die MRitgliederbe DiDas beſte Pferd. r F r. z Je e Zu weg ung z
Die Norddeutſche Allgemeine Jeitung knüpft am Mittwochmorgen an die a ver Entlaſſung des Staatsſekretärs Se der Serichtezeit r r. r e

10 772 männliche ind 10 962 weibliche Mitglieder, während Ende 1917
Das offiziöſe Blatt Jene der nie Biere Wie de wehen um er 2000

überſtieg. Jm Werhältnis zu der Zahl der Beſchäftigten beträgt dert,r t 56

Ententeſpionage in Spanien.
Nach einem Madrider Telegramm der Kölniſchen Zeitung

bringen ſpaniſche Blätter auſſehenerregende Enthüllnngen über
Verbandsſpionage in Spanien. Daraus iſt u. a. hervorzuheben

Je e h r c u r 2 donaft durch das der engliſchen aft unterſtellte Komitee o 2Jnformation, das in Wirlichten der Zltuei unkt der Verbands ſeines an 77 Sqh
ſpionage iſt und Aufdeckung der Mi e ſes Militaires, deren krönt dieſen z J r t n r aCvieeyt
Mitglieder unter dem Schutz der fra e Laufbahn e erſt Fünfu Prozentſatz der Organiſierten imſiſchen Botſchaft als Hilfs du gignkräfte des franzöſiſchen Kriegsminiſteriums wirke daß Hier eine i e in Den Kaſſenbericht gab Könige Rürnberg, der die im gedruckten

ſonders nisreicher Zeit den z Be ng ſuchtec und fand. In der Tat galt Herr v. Kühlmann, um einen ver

Kühlmann eine Lebensbeſchreibung und eine Würdigung Halbjahr 1918 dieſe

den Ausſchuß berichtete Haupt M Jn der Belichte die Zeitung Nacion Schriftſtücke, wonach die t alten Bismarckſchen Ausdruck anzuwenden, als das beſte Pferd t waren nur zwei Beſchwerden gegen den eingereichtwaſt en ränzöſiſ in e in ndung im Stall der deutſchen Diplouielie e ſie Hauptefe burg den Ausſchuß gab es
mit dem f des franzöſiſchen Spionagedienſtes zu Beanſtandungen keinen Anlaß. Haupt ttiſche Funker
auf ſpaniſchen Dampfern mit 500 Peſeten monatlich beſtach, r

Da weiß man nun wirklich nicht: Hinkt der Vergleich oder rn en d an, eine Reuregelung

hinkt das Pferd r C.ſie in Geheimſprache an eine Deckadreſſe in Barcelona die An ſionsverhältniſſe vorzunehmen.weſenheit deutſcher U Boote mit genauer Ortsangabe zu melden Die Reichstagßerſatzwahl im erſten Berliner Reichstagswahl In der VDiskuſſion wurden die Anträge bezüglich der Generalkom-
aben, ferner die Anweſenheit deutſcher Jahegat auf ſpaniſchen kreiſe an Stelle des verſtorbenen Reichstagspräſidenten Dr. miſſion ausgeſchaltet, ſie werden beſonders Die Redner
ampfern und ſonſt noch alles, was für die Kriege e des Ver Kaempf wird, wie wir hören, am 15. Oktober ſtattfinden. gingen faſt nur auf die abgeſchloſſenen Reichstarife ein. Es wurde an

ebandes von irgendwelchem Wert ſein könnte. rträge mit erkannt, daß ſie für einen großen Teil Kollegen Vorteile gebracht haa ehe ſpaniſchen er der r Pen 43 ben, aber arm r ge d ren nicht das, a r Arbeiterärz in Dienſt genommen wurden, wurden au an en müßten; die feſtgeſetzten L pr heutigenKonſulat in Barcelona ausgefertigt. Die Blätter wollen die Ent HeſterreichAngarn. erhalimiſſen In einzelnen Orten hätte man durch eine Separatbewe n
hüllungen über Verbandsſpionage fortſetzen und erklären, das Ver

t u der Verbandsmächte ſei um ſo unwürdiger, als es die
Das Arbeitsprogramm der Sommertagung. erreicht, nun ſei man auf zwei Jahr

deutralität Spaniens in ernſtliche Gefahr bringe.

e gebunden. Der
iſt de Il de d den Tari chwächt. BedauertWien, 10. Juli. Bei der heutigen r in re r Gewährung yn ien und daß

Kr. 67001 derein Nunhierſelbſt am 30. Juni zum Zwecke einer Vereinsgründung ver

für 70 Pf. gegen Abſchnitt ves 17.
ſpreche ich mir nichts. Die hier zur Zeit in Frage e

Anweſenheit des Miniſterpräſidenten Seidler ſtattfand, gten feine Arbeitszeitverkürzung erreicht worden iſt. Der enfelſer Dele
3 ich die Abgeordneten bezü lich des Arbeitsprogramms der Sommer- ierte behauptete, daß die beſſer qualifizierten Arbeiter Weitzentfeli Entente-Gewerkſchaftspolitik. dahin, in al i mit einer Reihe dringlicher An Zurch Loriſvertte ſchiehter ſtehen als zuvor. Der Reichstartf

Amſterdam, 10. Juli. Wie Algemeen Handelsblad aus London Wagen zunächſt die erſte Leſung des S roviſoriums vor gätte aber erreicht, die Arbeiter ſich mehr als bisher den Organi
vom 10. Juli erfährt, beſteht der Plan, einen rieſigen Gewerkſchafts ung J n 27 hebt J den r r r
verband nach dem Kriege zu begründen, der, wie man hofft, ein wegen Erlaſſung der Kreisverordnung der Beratung entzogen r r e r ganz
internationales Bureau einrxichten wird, dem Vertreter der Arbeiter werden ſoll. Bezüglich des weiteren Programmes insbeſondere che Er Wiſſens u e wen e en cher Waſe
et den r e e e Dorheeen der geitpunkte der Verhandlung der dringlichen Anfragen besüg- en den lionen Geſichtspunkten deurteilen

h t h Dit z lich der inilitäriſchen en, wird die am 1. Juli ſtattfindende Die Ausſprache wird morgen fortgeſetzt.werden. Die Anzahl der Mitglieder dieſes Verbandes würde un Obmännerkonferenz ſchlüſſig werden. e Ausſprache rgen
gefähr 9 Willignen n x einer 7 J 7 s glung, die im Unterhauſe abgehalten wurde, be en die Dele-s w. 2 gierken des engliſchen Gewerkſchaftskongreſſes, die 254 Millionen Der öſterreichiſch che Friedensvertrag
S igleder getreten ſo ſoren wie mötis eint teterrcrele Sov ratifiiert. Aus aller Welt.
ferenz von Gewerkſchaftsvertretern au n a n und neutralen J. K. Der öſterreichiſchruſſi Friedensvertrag iſt jüngſt inm Ländern, den Vereinigten und den e Bern durch er ehe e en. aguig Sie Folgenſchwere Exploſios. Wien, 8. Juli. Durch eine Exploſion

te xufen, um. die Frage r r wer er aſtepeliett. kräftig geworden. Die Wiener Arbeiterzeitung macht ſedoch darauf im Geſchäftslokal eines Büchſenmacher s im der Gumpen.
ß je S wü de a ichzeiti nete d Er aufmerkſam, daß die öſterreichiſche Verfaſſung die Zuſtimmung des dorfer Straße wurden große Zerſtörungen im Hauſe verurſacht und

n von retten andie e e deß vedentendſen Ländern Reichsrats zu allen Handelsverträgen und ſo Staateverträgen ſieben Perſonen getötet außerdem wurden mehrere beim
nennung von „Arbeitergeſandten aus den m fordert, die den Staat oder einzelne ſeiner Bürger belaſten; dieſe 1 des Unglüct de feſtgeſteltt, daß

er beſprechen, die als Agenten und Korreſpondenten der Gewerkſchafts- Zuſtimmung iſt diesmal nicht eingeholt worden Rettungswerke verletzt. Als Urſache des Unglücks wurde feſtgeſtelkt,
bewegung den Nachrichtendienſt über alles, was die Bewegung an der Büchſenmacher mit 50 Kilogramm Schießpulver uworſichtig um
geht, verrichten müßten. Dieſer Vorſchlag iſt eine Folge der Ver- S ing, wodurch dieſes zur Exploſion kamhandlungen, die während der Anweſenheit der amerikaniſchen 4r W r e gepflogen e r Bulgarien. tord an einem e eiſter. r dkommiſſion iſt ernannt worden, um einen endgültigen Plan auszu 3 r ü bes wurde, wie aus inr arbeiten. Später m angt Konferenz e e Ratifſitkationsurkundendtauſch. S er W

(Das iſt nicht mehr und nicht weniger als die Vorbereitung i dem ruſſiſchen Geſandten und dem ſchen Gedes Virtſchaftskrieges nach dem Kriege durch die Gewerkſchafts et r. t der Ratifikattonenttunden ſchoſſen. Krüger war noch Srabow geritten, um einen Feheen
in organiſationen der Ententeländer. Bisher wurde der Gedanke des es Breſt-Litowſker Vertrages ſtattgefunden. flüchtigen abzuholen.
de tie Rah dem Kriege von den Arbeiterführem der Großes Eiſenbahnunglüc. Amſterdam, 11. Juli. Ausm Entente abgelehnt.) Naſhville wird gemeldet, daß infolge eines Zuſammenſtoßesr Rumänien. zweier Züge hundert Perſonen getötet und über 80 Perſonen vere 3 A 77 Fin an Bez ung letzt wurden und ins Krankenhaus gebracht. Heizer und Maſchinener Politiſche eber ſicht. a h>äh b en zu den führer beider Züge fanden den Tod. Die Urſache der Kataſtrophe iſt

Deutſches Reich. Bukareſt, 10. Juli. Bei Einbringung des Stagtshaushaltzent noch unbekannt

ra Abſchied und Kühl r ſprach r e 8 in derer ü uns u ühlmann-Prozeß. Finanzlage erklärte: Vor dem Kriege war die Finanzlagea u uß an e des e v. Kühl Rumäniens glängend. Jedes Jahr brachte Ueberſchüſſe von Zehn Vermiſchtes.
m Germania Zeug 2 en, nach denen Kühlmann Millionen Lei und die Staatsſchuld betrug kaum 1700 Millionen.

r m r Ate ſchieden klagten im Kühl Heute iſt die Staatsſchuld auf 5267 Millionen geſtiegen, zu denen Safiuß der auf das Gehirn. Aus praktiſchen Exnach er We ba Wochen Ehrenertl geben und da dann noch die uns durch den Friedensvertrag W 37 Laſten hinzu fahr geht hervor, e reife Gehirn- und Nervenſubſtanz gegen 4
an K n ſelnen Strafan rüchiehen werde. kommen. Um dieſer Lage abzuhelfen, wir das veraltete, r Watgenſtrehlen ſehr wenig J iſt. Dr. G. Schwarz und

be 5 ertot di v ig beſond Gründe dieſer An mangelhafte Finanzſyſtem abgeändert. Die Grundſteuer wird auf Hans Brunner haben nun in der er kliniſchen Wochenſchrift Ver
her t en v e 353 t dieſe g. deshal das Kapital, nicht auf das Einkommen gegründet; die Erwerbs- ſuche beſchrieben, die feſtſtellen ſollten, a Einfluß die Röntgenbe am wp e ſie einen Schluß anf dung ob ſteuer, die heute ſehr wentg einträgt, muß erhöht werden, ebenſo ſabhien auf das reifende Gehirn ausüben. dieſem Zwecke
Be ein ſſes n ereſſe, r 1 e eine d P ein 3 alle direkten Steuern, die im Staatshaushalt den Betrag von von einem Wurf ar alter Hunde wei der Röntgenbeſtrahlung des
Jn Weg Peſch ung Kühlmanns un nem Proze W 500 Millionen ergeben haben. h eine progreſſive bei Abdeckung des rpers rot T

er kommenſteuer und eine Kr i Verglei vli en warSe inmalige Der Finangminiſter kündigte die e h e en de et Sie e Fegtin Die Aeberführung der Leiche des Grafen Mirdach. e iſtiger Schatzbons zum Erſatz einer Rotenausgabe ferner ein Zittern in der Halsmuskulatur, bei dem am ſtärkſten
I Die Leiche des in Moskau ermordeten kaiſerlichen Geſandten die Banca generale an. beſtrahlten Hunde epilepfieartige Anfälle mit Schaumbildung vor dem

T von re f r a fipgrege Das J r Steagul er 23 r re r h e e Ausgang.hatten er kaiſe andte Wedel ung der Friedensverträge durch ie Sektion er r ndruckesung sſekretär Meyer eingefunden. Die Leiche wurde und Leutſche Parlament bekundet, daß beide Teile ſich in gleicher Hirn a ipe an die Beobachtungen, die bei
ofort nach Harff im Rheinland weitergeleitet, wo auf dem Stamm Weiſe beeilen, die früheren normalen, freundſchaftlichen Be der Behandlung ausgewachſener Mäuſe mit Radium gemacht wurden,der Familie die Beiſetzung ſtattfinden wird. wieder aufzunehmen. In der Aube des Srjedens wird Stahlhartes Alumininm. Aus San Franzisko melden

Wanien den Weg des Fort wie An nen i verſchiedene Blätter, dort ſei eine neue Methode zur Herſtellu
Keine Erhöhung des militärpflichtigen Dienſtalters. über r ſche e t r Teleſent von Aluminium entdect worden. Das Aluminium werde h er

z Es waren wiederum Gerüchte verhreitet, nach denen beab wurf voitiſche Gle 34 Ser Juden eind ringen wie Stahl, während ſein Gewicht nur von dem des Stahles

e a h Se e e ehe e e e omenttig far den dingzetsben von groher Souſetzen. Dieſe ü n jegli egründung entbehren. deutung5 W fächſtſchen Müller gegen eine Zollunion mit OeſterreichUngarn. Spanien.

m Dvboſtion gegen das Spionagegeſed. Mter Beſchränkung des Bereinsrechts zugunſten der Madrid, 10. Juli. (Havas.) Die Minderheits parteien
r Kriegervereine. vie aueg- eeee e e n e „fegt. Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf. tin b bei Euski wollten di e eine g ame offiziöſe e, in en: 1.der be Had zen u reree ver der vom e wurde be Nudeln. Von Freitag an Marke 204 des Warendezugs
ache erhielten aber auf die Verſammlungsanmeldung folgenden Beſcheid: ſtimmt durch die Tat r. vas egefetz einen ſcheins 16 jede Perſon Pfund.r e wo e adgielt vie h mr re von 8-t2 Uhr Nr. 68001--71 000on einer zwangloſen ung vonrauchen, um die Oppoſition zu erſicken und Debatten

der M
de l i ing. Es beſt ier in faſt allen in der Kammer zu tagen, weil die Red ehe Segen Wer tie vumieheenhes Sie vie Oppoſtien zu v en u 2 uheins mee r r r en W a er r va i h bar tiete betende ehe virt, an S mine de dein Mollereibeſger Jodt 7 ſeht, von den hekeigten vef Der Bürgermtifter. kritiſieren u allen x ten Soſenſtre v 71 001--72 000 argitte

rDer Herr Bürge verſpricht ſich ni r des W an 17 ſcheine lchhändler Ende, DelitzſcheW nicht organiſieren. Wahrhch, einedürfen die Ke rührende vä orgnis



Bekanntmachung.

Diejeni Inhaber vonKunde aſien er haben, werden aufgefordert, am Donners

dem 11. und Freitag, dem 12. Juli d. J. bei den von ihnen ge
wählten Großhändlern den in dieſer Woche zum Verkauf gelangen
den Grieß abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 10. Juli 1918. t Der Ragiſtrat.

Verordnung
über die Preiſe für Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918.

Vom 28. Juni 1918.
Auf Grund der Se 4, 13 der Verordnung über den Verkehr mit

Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918 vom 6. Juni (Reichs-Geſetzbl.
S. 475) ſowie auf Grund des S 19 Abſ. 2 der Verordnung über den
Verkehr mit Stroh und Häckſel vom 2. Auguſt 1917 (Reichs-Geſetzbl.
S. 685) wird verordnet:

F 1.
Der Preis für das nach S 1, 2 der Verordnung über den Ver-

kehr mit Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918 abzuliefernde Stroh
beträgt für die Tonne:

bei Flegeldruſchſtroh 90 Mark,
bei Maſchinendruſchſtroh 80 Mark.

Iſt das Stroh nicht von mindeſtens mittlerer Art und Güte, ſo
ift ein entſprechend niedrigerer Preis zu zahlen.

Für Stroh, das in drahtgepreßten Ballen Weg wird, er
höht ſich der Preis um 12 M. für die Tonne. r Zuſchlag um
faßt auch die Koſten für die Beſchaffung des Bindedrahts.

Die Preiſe ſchließen die Koſten der Beförderung bis zur Ver
kadeſtelle des nächſten Ortes, von dem das Stroh mit der Bahn oder
zu Waſſer verſandt werden kann, ſowie die Koſten des Verladens

daſelbſt ein. e
Der Lieferungsverband erhält für Vermittlung und ſonſtige

Unkoſten für alles Stroh, das auf Grund der Se 1, 2 der Verordnung
über den Verkehr mit Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918 aus
ſeinem Bezirk abgeliefert wird, eine Vergütung von 12 M. für die
Tonne. Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten
Stellen beſtimmen, welcher Teil der Vergütung dem Händler oder
Kommiſſionär zuſteht, falls ſich der Lieferungsverband eines ſolchen

bedient. 3Bei dem Verkaufe des nicht nach S 1, 2 der Verordnung über
den Verkehr mit Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918 abzuliefern-
den Strohes durch den Erzeuger dürfen die im S 1 beſtimmten
Preiſe nicht überſchritten werden.

Die Preiſe gelten für Barzahlung bei Empfang. Wird der
Preis geſtundet, ſo dürfen bis zu 2 vom Hundert Jahreszinſen über
Reichsbankdiskont hinzugeſchlagen werden. Die Preiſe ſchließen die
Koſten der Beförderung bis zur Verladeſtelle des nächſten Ortes,
von dem das Stroh mit der Bahn oder zu Waſſer verſandt werden
kann, ſowie die Koſten des Verladens daſelbſt ein.

S 4.
Beim Verkaufe von Häckſel durch den Herſteller darf der Preis

von 120 M. für die Tonne ohne Sack nicht überſchritten werden.
Für leihweiſe Ueberlaſſung der Säcke darf während der erſten

drei Wochen eine Sadleihgebiwr bis zu 35 Pf. für die ganze Zeit
dauer berechnet werden. Werden die Säcke nicht binnen drei Wochen
zurückgegeben, ſo beträgt vom Beginne der vierten Woche an die
Leihgebühr 15 Pf. für jede weitere Woche. Werden die Säcke nach
Ablauf von acht Wochen nicht zurückgegeben, ſo iſt außer der Leih-
gebühr ein Betrag von 3 M. für einen Sack von mindeſtens 40 Kilo-
gramm Faſſung und von 3.50 M. für einen Sack von mindeſtens
50 Kilogramm Faſſung. zu zahlen.

Werden die Säcke mitverkauft, ſo darf der Preis für einen
Sack von mindeſtens 40 Kilogramm Faſſung nicht mehr als 2.45 M.,
für einen Sack von mindeſtens 50 Kilogramm Faſſung nicht mehrals 2.55 M. betragen. Dieſe Preiſe ſließen den Preis für die
Sackbänder mit ein. Jm übrigen gelten die Vorſchriften des S 3

Abſatz 2. 48
Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen beſtimmten

Behörden können für den Weiterverkauf von Stroh und Häckſel
im Groß und Kleinhandel, ferner für die Abgabe von Stroh und
Häckſel durch Kommunalverbände und Gemeinden an die Ver-
braucher Höchſtpreiſe feſtſetzen.

——m—--—

mit Stroh und Häckſel aus der Ernte 1918 übernommene Lupinen-,Zuckerrübenſamen oder Runkelrübenſamenſtroh zu zahlen hat,
darf den Betrag von 80 M. für die Tonne nicht überſteigen, auch
wenn das Stroh gehäckſelt oder ſonſt zerkleinert iſt. Jſt das Stroh
nicht von mindeſtens mittlerer Art und Güte, ſo iſt ein entſprechend
niedrigerer Preis zu zahlen.

8 T.
Der Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in

Kraft. Sie gilt auch für Stroh aus früheren Ernten. Die Ver-
ordnung über den Verkehr mit Stroh und Häckſel vom 2. Auguſt
1917 (Reichs-Geſetzbl. S. 685) und die Verordnung über den Höchſt
preis für Häckſel vom 19. Zirg 1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 182)
treten am 1. Auguſt 1918 außer Kraft.

Berlin, den 28. Juni 1918.
Der Staatsſekretär des Kriegſsernährungsamts.

v. Waldow.
Bekanntmachung.

über Ausbeſſerung von Schuhwaren und Herſtellung von Maßſchuhwerk.

Auf Grund der Bundesratsverordnung über die Errichtung einer
Reichsſtelle für Schuhverſorgung vom 28. Februar 1918 (ReichsGeſetz
blatt S. 100) wird folgendes angeordnet:

J. Ausbeſſerung von Schuhwaren.
S 1.

Ausbeſſerungen von Schuhwaren darf nur ausführen, wer Leder
von der Kontrollſtelle für freigegebenes Leder zugeteilt erhält. Dies giltauch für Ausbeſſerungen, für die nur Er ahſtoffe verwandt werden.

ie Beſtimmung des 7 1 gilt nicht
1. für Betriebe, die von den Heeresverwaltungen oder der Marine

verwaltung zur Ausbeſſerung von Schuhwerk von Heres- oder
Marineangehörigen Leder erhalten,

2. für Verſuchs- und Lehrwerkſtätten der a adlegen getan ft,
3. für Betriebe, die mit beſonderer Ermächtigung der Reichsſtelle für

Schuhverſorgung Ausbeſſerungen ausführen,
4. für Privatperſonen bei Ausbeſſerungen für den Bedarf des eignen

Haushaltes.
Betriebe, die kein Leder zugeteilt erhalten, ſondern nur Erſatzſtoffe

verwenden, können bei vorliegendem außerordentlichem Bedarf durch die
zuſtändige Behörde auf Widerruf zur Ausbeſſerung von Schuhwaren mit
Erſatzſtoffen zugelaſſen werden. Die Genehmigung darf nur erteilt
werden, wenn die für den Sitz des Betriebes zuſtändige Gemeinde
behörde das Bedürfnis anerkannt hat und der Leiter des Betriebes und
die im Betrieb beſchäftigten Arbeitskräfte eine ſachgemäße Ausführung
der Ausbeſſerungsarbeiten gewährleiſten. Hierüber iſt die zuſtändige
Handwerkskammer gutachtlich zu hören.

8 2.
Wer Schuhwaren ausbeſſert, darf bei Berechnung der Preiſe für

die Ausbeſſerung die von der Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe
s 7 Satz l der Bekanntmachung über Preisbeſchränkungen beiusbeſſerungen von Schuhwaren vom 25. Januar 1917 eiche Geſegel,

S. 75) n Richtſätze für die Preisberechnung bei Aus-
beſſerungen von Schuhwaren nicht überſchreiten.

8 8.
Der für den Sitz des Ausbeſſerungsbetriebe. zuſtändige Kommunal

verband kann anordnen, daß über die erteilten Arbeitsaufträge Buch
u führen iſt (Auftragsbuch). Jn das Auftragsbuch ſind die erteilten
ufträge in fortlaufender Reihenfolge einzutragen. Die Eintragungen

haben folgende Angaben zu enthalten:
den Tag und Monat des Arbeitsauftrages,
den Namen und Wohnort des Auftraggebers,
die Art der Ausbeſſerung und des verwendeten Materials,
die Materialkoſten der Ausbeſferung,
den Arbeitslohn,
den Unkoſten- und Gewinnbetrag,
den hieraus ſich berechnenden Preis für die Ausbeſſerung,
den Tag der Ablieferung der ausgebeſſerten Schuhwaren.

h

o n e

8 4.
Die Ausbeſſerungsarbeiten ſollen grundſätzlich, ſoweit die erforder-

lichen Rohſtoffe vorhanden ſind, in der Reihenfolge der erteilten Auf-
träge erledigt werden. Für eine Perſon ſoll gleichzeitig nur ein Paar
Schuhe oder Stiefel zur Ausbeſſerung angenommen werden.

S 5.
Für Begleitſcheine, Aushang der Preisberechnung und Preisbe-

ſtimmung durch das Schiedsgericht gelten die Beſtimmungen der Be-
kannimachung über reisbeſchränkungen bei Ausbeſſerung vom
25. Januar 1917.

8.Der Uebe eis, den We
Kleinhandelsgeſchäften, welche für das hen r s 18 der Verordnung ü e h

I. Herſtelung von Maßſchehwerk.

6.g S e e em e
b gelten die Beſtimmungen der Bekanntmachung über

reisd bei V 28. Sep-e
S T.

Verboten iſt der Vertrieb von k i u ung;als ſolgee güit Shrhwe t deſſen mee de
Mitte an der Seite des Schaftes bis zum Abſatz gemeſſen)

bei Herrenſtiefeln o zirka 13 Zentimeter
bei Damenſtiefeln 16bei Mädchen- und Kinderſtiefeln. 12

in der übrigen Größen die entſprechenden Abſtufungen noch oben oder
unten überſchreitet.

Als Maßſchuhwerk in Luxusausführung gilt nicht:
1. Be k, wie Reit, Waſſerſtiefel und derglei2. a WebargiſicheBeſcheinigung nachweiſen, daß ſie infolge eines erheblichen körper

lichen Leidens auf orthopädiſches Maßſchuhwerk angewieſen ſind.

II. Gemeinſame Beſtimmungen.
s 8.

Für die Ausbeſſerung von Schuhwaren und die Abgabe von
Maßſchuhwerk darf keine andere Gegenleiſtung als die gemäß S 2
und 6 zu berechnende Geldleiſtung gefordert oder angenommen
werden.

g 9.
Die zuſtändige Behörde kann den Betrieb unterſagen, wenn

Tatſachen die Unzuverläſſigkeit des Unternehmers dartun. Vor der
Unterſagung iſt der Unternehmer zu hören.

Der Betrieb, der unterſagt wird, iſt genau zu bezeichnen. Die
Unterſagung iſt im Amtsblatt der Behörde bekanntzugeben und der
Reichsſtelle für Schuhverſorgung ſofort mitzuteilen.

Als Tatſachen, welche die Unzuverläſſigkeit dartun, gelten ins
beſondere Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Be
a rirhe wie Ueberſchreitungen der Richtpreiſe oder wieder
holte willkürliche Bevorzugung einzelner Beſteller bei Erledigung
von Ausbeſſerungsarbeiten oder unſachgemäße Ausführung der Aus
h infolge mangelnder Fachkenntniſſe, unzweck-
mäßige Verwendung von Rohſtoffen und dergleichen.

S 10.
Die Unterſagung des Betriebes wirkt für das Reichsgebiet.
Die Behörde, die den Betrieb unterſagt hat, kann ſeine Wieder

aufnahme geſtatten, wenn ſeit der Unterſagung mindeſtens 8 Monats
verfloſſen ſind. Die Wiederzulaſſung des Betriebes iſt im Amts
blatt der Behörde bekanntzugeben und der Reichsſtelle für Schuh
verſorgung ſofort mitzuteilen.

811.
Gegen die Unterſagung des Betriebes iſt nur Beſchwerde zu

läſſig; ſie hat keine aufſchiebende Wirkung.

S 12.
Die VLandeszentralbehörden erlaſſen die Beſtimmungen zur

Ausführung dieſer Bekanntmachung. Die Polizeibehörden ſind be
fugt, jederzeit die Geſchäftsräume zu betreten und Einſicht in die
Geſchäftsbücher zu nehmen.

g 13.
Wer den Beſtimmungen der St 1, 2, 6, 7 und 8 zuwiderhandelt,

wird r ö der Bundesratsverordnung über die Errichtung einer
Reichsſtelle für Schuhverſorgung vom 28. Februar 1918 mit Ge
fängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 15 000 M.
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.

Neben der Geldſtrafe kann auf Einziehung der Gegenſtände
erkannt werden, auf welche ſich die 7 Handlung bezieht, ohne
Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht.

8 14,
Dieſe Bekanntmachung tritt am 15. Juni 1918, hinſichtli tam 1. Juli 1918 in Kraft. inſichtch 8
Die nach S 1 Abſ. III zuſtändige Behörde kann weitergehende

Uebergangsbeſtimmungen für die zur Schließung gelangenden Be
lafen zwecks Aufarbeitung der vorhandenen Rohmaterialien er-
aſſen.

Berlin, den 8. Juni 1918.
Reichsſtelle für Schuhverſorgung.

Der Vorſtand.

Wallerſftein. Dr. Gümbel.

auf

Teilzahlung. eVertkos, Mücenmödel aller Art.

N. F u ch S y Ausstat e
tattungs-Geschäft,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, II., II. Etage.

Möbel II -Biarichne
zihöng 8chlafrimmer, Bettstellen

Alinrsdrönke

a Kredit auch nach aus würts.

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

[1270

Die Internattonalität und der Krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

ElſaßLothringen und die Kopialdemokratie

von Hermann Wendel Preis 40 Pf.
Zu haben in der

Buchhandlung Volksſtimme, Halle
Er. Ulrichſtraße 27.

T
Freitag, 12. Juli

h In Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,30 Uhr
niäßlich des Rektforats-van be cer ten önig für einen Tag.

Unſwersitat. [1349 Komiſ Oper von Adam.Freitag, 12. J Sonnabend Der Zigeuner

Zu da e Dadibd in einer
J

Munitionsarbeiter.Für
Jn und auswärts werden

Frauen und Mädchen

der Schulchöre des Stadtgumnasiums, der Ober-
realschute und des Reformrealgumnasiums mit
dem Männergesangverein von 1911, unter Mit-
wirkung der Musſkabtellung deim Ers.-Batalfi,

des Landw.-infant.- Regiments Nr. 36.
Leitung: Obermusikmeister Ermlich.

Leitung der Chöre: Königlich. Musikdirektor

diente 16. Iull, abend 8 Vnr

Back Witte ind
rugunsten der Kriegsbeschädigten-Fürsorge.

Die Kartensteuer ist vom Magistrat erlassen worden.
Die Veranstaltung ist

Witterung von Montag 8.
16. Jull, verschoben worden. Die gelösten
karten behalten ihre Gültigkeit.

u
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Heu eingetroffen Akademisches

Konzert

Damen

Wurfschmidt

Eintritt 1 Mark.
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auf Die dentta
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5 Teitun i greister baztspiel ürs Vtwötlherigr Person
Eintrittspreise: Die goldene Eva.

Erwachsene 35 Pf., v t 7 ſaigan
948 Kinder 20 Pf. ppelEllfeld.l BDauerkarten sind gütg. S

Faſt nene echte [o28

Möbel aller Art
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Lumpen, Knochen,
Eisen, Metalte, Papier

te Ab. Baäg jun, ar
Burgſtraße 48, p. r.
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F.

Halle und Saalkreis.
Halle, 11. Julk 1918.

Kampf ums Leben.
Das iſt ein harter und erbärmlicher Kampf, den jetzt die

Frauen führen müſſen, jede Woche von neuem, jeden Tag und jede
Stunde! Der Kampf um lächerliche Kleinigkeiten, die in ihrer Ge-
ſamtſumme aber das Leben ausmachen. Er zermürbt die Frauen,
nimmt ihnen jeden Frohſinn, macht ſie wirklich unfähig, „himm-
liſche Roſen ins irdiſche Leben“ zu weben. Das könnten die
Männer wohl noch ertrageny aber die Kinder leiden darunter.
Dieſe brauchen eine friſche und lebensfrohe Mutter wie das Bäum

ſchen die Sonne.
Wie ſchwer iſt es zum Beiſpiel geworden, die Wäſche und Klei

dung in Ordnung zu halten! Früher war das ein Vergnügen. Da
ſuchte man mit behaglicher Geſchäftigkeit nach Löchern in den
Hemden, die noch ganz verborgen waren, nähte Knöpfe an, die
noch gar nicht ans Abfallen dachten. Nur um zu ſchaffen und
Freude an dieſem Wirken zu haben. Dagegen jetzt! Dieſe Angſt,
das Nähgarn oder der Zwirn könnte bis zur nächſten Verteilung
nicht reichen, oder die Hemden könnten beim Waſchen noch mehr
zerreißen! Dabei vermehren ſich die Löcher in der Wäſche wie der
Cholerabazillus. Es wird in der Zeitung geſucht nach einer Be
kanntmachung, die eine Nähgarnhoffnung aufkommen läßt, oder
es wird gebettelt bei der Nachbarin. Zumeiſt ohne jeden Erfolg.

Dann kommt die treueſtes Begleiterin: die Sorge um den Tiſch.
Was für eine einfache, was für eine gemütliche Sache war in
Friedenszeiten bei beſcheidenen Leuten der Speiſezettel. Und jetzt?
Nicht nur Zeit, nicht nur Geld, auch Denkkraft und Mühe ſtehlen
ihnen die lächerlichſten Selbſtverſtändlichkeiten. Von dem Raub-
bau, der an Frauenkraft auch nach dieſer Richtung getrieben wird,
macht ſich wohl kaum ein Mann die richtige Vorſtellung. Wie aus-
geleert kommt ſich die Frau am Abend nach getaner Arbeit ſelbſt
vor. Und was hat die Erſchöpfte geleiſtet? Die Mahlzeiten ſind
ſchlecht und fünfmal ſo teuer, die Zuſammenſtellung der Gerichte
iſt unfinnig, hängt ſie doch ganz vom Zufall ab, in der Wirtſchaft
klappt nichts, iſt nichts ordentlich gemacht, die Kleider ſind nachläſſig
gehalten und jeder kleinſte Zwiſchenfall wird zur Kataſtrophe. Ein
Schlüſſel gerät in Verluſt, man muß eine Stunde nach einem
Schloſſer ſuchen. Dann dauert es ſtatt zwei Tage zehn, ehe man
den Kaſten wieder öffnen kann.

7 Und täglich ändern ſich die Verhältniſſe, täglich fehlen neue Be
darfsgegenſtände, und ſie müſſen ſich von neuem den Kopf zer-
brechen, wie ſie ſich heraushelfen. Sie müſſen herumlaufen,
ſuchen, bitten, überreden, müſſen ihre Gedanken ein- und aus-
ſchließlich darauf konzentrieren, wie ſie um Gottes willen nur
morgen Kriegsſeife beſchaffen oder Eſſig holen werden. Der ganze
endloſe Kampf iſt ſo ermüdend und ſo unbeſchreiblich niederdrückend,
weil er um ein Nichts geführt wird. Wenn man nach zweiſtün-
digem Suchen ein genügend breites Köperband oder eine Spule
ſchwarzer Nähſeide erbeutet, alſo einen „Sieg“ errungen hat, iſt
man in Verſuchung, eine tragiſche Poſe anzunehmen und zu ſagen:
Noch ein ſolcher Sieg

Aber ſie ertragen es immer noch mit wunderbarer Zähigkeit,
im Kampfe um das Schuhband und um das Puddingpulver zu
fiegen. Sie ſind noch nicht müde, mit Liſt und Schlauheit 10 Gramm
Gelatine oder drei Schachteln Zündhölzchen, eine ganze Tüte
Schuhnägel oder ſonſt eine Koſtbarkeit zu erringen. Doch komme
man ihnen nur nicht mit dem Einwand, daß es „allen ſo geht“.
Die Statiſtik, ſo ſagte eine kluge Frau neulich, die man beſchwich
tigen wollte, die Statiſtik iſt eine nützliche, aber keine troſtreiche
Wiſſenſchaft. Denn der Schmerz und die Verxdroſſenheit können
von noch ſo vielen geteilt werden, es kommt darum auf keinen
weniger. Sie tragen es trotzdem noch immer, doch fragt ſie nur
nicht wie.

Die Steuerveranlagung.
Die Zuſtellun der Steuerzettel bewirkt in jedem Jahre eine

nicht unerhebliche Zahl von Reklamationen gegen die Veranlagung.
Jn dieſem Jahre ſind die Arbeitereinkommen durch ihre erheblich

größere Höhe auch naturgemäß höher bei der Veranlagung heran
gezogen. Es werden jetzt vielfach Steuern von Arbeitern gezahlt,
an die man früher niemals gedacht hätte. Um ſich unnötige Wege
zu erſparen, empfiehlt es ſich, über die Verpflichtung zur Steuer-
zahlung unterrichtet zu ſein.

Die Einkommen-Steuerpflicht zur Staatsſteuer beginnt bei
einem Einkommen von 900 Mark. Geringere Einkommen können
nach dem Kommunalabgabengeſetz zur Kommunalſteuer außerdem
herangezogen werden. Die Veranlagung erfolgt nach dem Ein
kommen, das im Kalenderjahr 1917 erzielt worden iſt. Wer länger

als 10 Wochen ohne Einkommen war, bei dem wird die Veran-
lagung nach dem mutmaßlichen Einkommen vorgenommen. Jn
dieſem Falle wird der tatſächliche Verdienſt für das ganze Jahr
berechnet. Wenn zu erwarten iſt, daß dieſer mutmaßliche Jahres-

ſpruch erhoben werdan und am luſſe des Jahres kann dann die
zuviel erhobene Steuer zürückerſtattet oder angerechnet werden.
Die Art dieſer Veranlagung kommt beſonders bei ſolchen Perſonen
in Frage, die vom Militär entlaſſen ſind. Die Steuerpflicht der
Entlaſſenen beginnt vom 1. des auf die Entlaſſung folgenden
Monats. Militärperſonen können dann zur Staatsſteuer heran
gezogen werden, wenn ihr Jahreseinkommen 8000 Mark überſteigt.
Zur Kommunalſteuer ſind auch diejenigen Militärperſonen ver
pflichtet, deren Einkommen unter 3000 Mark bleibt, wenn es nur
überhaupt iſt. Das Einkommen von
iſt ſteuerfrei, ſelbſt wenn“ es ſo hoch iſt, daß es der Veranlagung
unterliegen würde; denn das Einkommen der Ehefrau wird dem
Einkommen des Ehemannes hinzugerechnet und hier kann die Ver-
anlagung nicht erfolgen, da der Mann Soldat iſt. Jugendliche
Perſonen, Lehrlinge uſw. werden ebenfalls zur Steuer heran-
gezogen, wenn ihr Einkommen 900 Mark überſteigt. Kriegerwitwen
ſind nicht ſteuerfrei, auch ſie unterliegen der Veranlagung von
dem Zeitraum an, wo der Tod des Mannes eingetreten iſt und ſie
ein ſteuerpflichtiges Einkommen erzielen.

Die Kriegs und Teuerungszulagen ſind dann ſteuerpflichtig,
wenn es ſich um private Betriebe oder Unternehmungen handelt.
Dagegen ſind Teuerungszulagen in ſtaatlichen Betrieben und
Werkſtätten dem ſteuerpflichtigen Einkommen nicht hinzuzuxechnen.

Von dem Einkommen können die Aufwendungen für Werk-
zeug, Arbeitskleidung, Fahrgeld von und zur Arbeitsſtätte (aber
nur, wenn der Steuerpflichtige im eigenen Hauſe an einem andern
Orte zü wohnen genötigt iſt), die Beiträge für Kranken, Jnvaliden-,

Penſions- und Sterbeverſicherungen abgezogen
werden.

Kinderreichen Familien ſteht ein Anſpruch auf Ermäßigung zu
um 1 Stufe bei 2 Kindern,
um 2 Stufen bei 3 oder 4 Kindern,
um 3 Stufen bei. 5 oder 6 Kindern,
um 4 Stufen bei 7 oder 8. Kindern.

Bei beſonderen, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſtark belaſtenden
Ereigniſſen, Krankheit, Unglücksfällen und ähnlichen, kann gemäß
8 20 eine Herabſetzung bis zu 3 Stufen erfolgen.

In dieſem Jahre habe ſehr viele Sarſteinſchäver ihre Steuer
Einſchätzung eingereicht, da ihr Einkommen Mark überſteigt.
Die zu hoch Veranlagten müſſen das Rechtsmittel der Berufung
erheben. Die Berufung hat nur dann Ausſicht auf Erfolg, wenn
die Veranlagung über die Selbſteinſchätzung hinausgegangen iſt undwenn Gründe für eine Herabſetzung vorliegen. u allen Fällen

empfiehlt es ſich, die Beweismittel (Lohnbeſcheinigungen, Ein
kommensberechnungen uſw.) bei der Reklamation bzw. Berufung
gleich mitzubringen. Rechtsmittel ohne dieſe haben nur unnötige
Verzögerung zur Folge.

Gebeſſerte Ernteausſichten. Während dem Spaizergänger
vor vierzehn Tagen das Herz zuſammenkrampfen konnte ob der

bereits die immer ſchwerer werdenden Aehren, der Hafer hat ſich
ſichtlich erholt, die Wintergerſte verſpricht eine gute Ernte, der
Weizen ſteht zwar dünn, hat ſich aber kräftig entwickelt, die Kar

kaum geſteckt, und die Wieſen, ſchon halb verbrannt, haben ſich
wieder mit einer grünen Fläche überzogen, ſo daß auf eine gute
Grummeternte zu hoffen iſt. Und das hat alles der in letzter

betrag nicht erreicht wird, ſo muß gegen die Veranlagung Ein

troſtloſen Ernteausſichten, die ſich infolge der Dürre eingeſtellt
hatten, ſieht es draußen jetzt ganz anders aus. Das Korn neigt

toffeln können nicht beſſer ſtehen, Kraut und Rüben erhoben ſich,

2. Jahrgang
Stunde noch eingetretene Regen bewirkt. Da auch die große
Kälte, die den Gurken nicht gut bekommen iſt und großen n
angerichtet hat, vorüber zu ſein ſcheint, ſo dürfen wir en, daß
der Juli an Wärme nachholt, was der Juni verſäumt hat, zum
Wohle der darbenden Menſchheit.

Die vier fleiſch Wochen, die erſt dann eingelegt werden
ſollen, wenn die rotverſorgung wieder auf die frühere

e gebracht worden iſt, werden für das ganze Reich gleich
äßig feſtgeſetzt, nämli chvom, 19. bis 25. Auguſt, vom 19. bis 25.

September, vom 30. September bis 6. Oktober und vom 21. bis 27.
Oktober. Die Feſtſe der Grundration ſoll ebenfalls einheitlich für
das ganze Reich ſein und 50 Gramm für den Tag betragen. Für den
Ausfall des Fleiſches wird die gleiche Menge Mehl geliefert.

F Wiederbelebung des heimiſchen Kaliabbaues. Die Bau
arbeiten am Kaliwerk Eva in Halle mußten vor ihrem endgültigen
Abſchluß wegen Geldſchwierigkeiten aufgegeben werden. Anläß-
lich der neuerlichen Hochbewegung am Kalimarkt wird eine Flott-
machung des Unternehmens ins Auge gefaßt. Jn einer Gewerken-
verſammlung wurde über den Stand der Dinge mitgeteilt. Seit

uni 1918 ruhen die Schachtarbeiten und ſtehen die Gebäude leer.
ie geſamte Schuld beträgt mit Zinsberechnung rund 434 Mill.

Mark. Dieſe Schulden ſeien durch Vergleich mit den Hauptgläu
higern bedeutend herabgemindert. Eine Million Mark ſollen dem
nächſt zur baren Auszahlung durch ein Konſortium gelangen. Der
Grubenvorſtand ſoll Schritte unternehmen, damit das Abteufver-
fahren wieder aufgenommen wird. Aehnliche Beſchlüſſe wurden
bei der Gewerkſchaft Steuden zu Halle gefaßt.

Die zwangsweiſe Beſchaffung der für die Heimarmee erſorder
lichen Anzüge wird vermieden ſo gibt der Magiſtrat bekannt
wenn jeder Bürger, der mehr Anzüge e als die e Be
ſtandsliſte vorſteht, einen gebrauchsfähigen Anzug an die Altkleiderver
wertungsſtelle, Leipziger Straße 17, gegen Bezahlung abliefert. Die
Stadt Halle muß 5845 Männeranzüge unter allen Umſtünden aufbrin

en. Der Magiſtrat erwartet von der Einſicht unferer Mitbürger, daß
ihm n der noch fehlenden Anzüge Zwangsmaßregeln erfſpart.

reiwillige Ablieferung befreit von der ſchriftlichen Beſtandsangabe und
der Prüfung des Kleiderbeſtandes in der Wohnung. Die jetzt abgege
benen Stücke werden ſpäter angerechnet. Wenn die volle Anzahl von
Kleidern jetzt abgelierfert wird, ſtehen keine Weiterungen devor. Wer
bis 15. Juli freiwillig einen Anzug nicht abgegeben hat, muß ſeine Be
ſtände ſchriftlich anmelden, die Richtigkeit der Meldung wird dann in
der Wohnung geprüft.

Eine Kleiderverſorgungs-Genoſſenſchaft ift am
Halle gegründet worden, worüber wir bereits vorher das
wendigſte mitgeteilt haben. Dazu hatten ſich im Sitzungsſaale der
hieſigen Handelskammer eine große Anzahl von Jntereſſenten, teils
auch ſchon von Mitgliedern der zu gründenden oſſenſchaft, zu

S Den ſtellvertretenden Vorſitz führte der Vor
itzende der Textilfachkommiſſion, Kaufmann Freytag. Nach Be
güburo der Anweſenden durch den Vorſitzenden, führte Syndikus

r. Pfahl in längerem Vortrage aus, welches die Gründe und An
regungen zur Gründung einer Kleiderverſorgungsgenofſenſchaft
im allgemeinen und dann beſonders auch für Halle waren, von der
Gründung der Reichskleiderſtelle an bis jetzt zur Gründung der
Genoſſenſchaft. Danach erörterte er Zwecke und Ziele des ge-
ſamten neuen Unternehmens. Am Schluß ſeiner Ausführungen
beſprach der Redner kurz die Satzungen, die der Genoſſenſchaft zu
Grunde gelegt ſind. Die Satzun bildeten anſchließend Gegen
ſtand einer Diskuſſion. Der Vorſitzende teilte weiterhin mit, daß
in den Vortagen ſchon mehrere Anmeldungen eingegangen und be-
reits gegen 100 000 M. Geſchäftsanteile erworben worden ſind.
Danach wurde das Gründungsprotokoll unterzeichnet und nach
nochmaliger kurzer Debatte über die Rechte der Mitglieder zur
Aufnahme der Mitglieder geſchritten. Es traten a alle Anweſen-
den der Genoſſenſchaft bei. Hierauf ſtellte der Vorſitzende offiziell
feſt, daß die Genoſſenſchaft nunmehr gegründet ſei. Alsdann folgte
die Wahl des Aufſichtsrates, der ſatzungsgemäß aus mindeſtens
ſieben Mitgliedern beſtehen muß. Es ppurden folgende elf Mit-
glieder in den Aufſichtsrat gewählt: die Herren Fr. Erftmann,
H. .Weiß, R. Aßmann und E. Bauchwitz aus Halle, aus den
anderen Bezirken der Handelskammer Bollmann (Köthen), Kraul
(Deſſau), Brandt (Bernburg), Dobkowitz (Merſeburg), Artes
(Naumburg), Wieck (Hettſtedt) und Hellinger (Zeitz). Ein Antrag
auf Vermehrung der Zahl der Aufſichtsratsmitglieder wurde ab-
gelehnt. Erſter Vorſitzender wurde Herr Fr. Erſtmann (Halle),
Stellvertreter Herr Bauchwitz (Halle). J

lſchte Darlehnskaſſenſcheine über fünf Mark ſind in Erfurtund v J eä auch in anderen Orten in Umlauf. Hie Faſſchſtücke

können bei oberflächlicher Zählung zwiſchen ekhten Scheinen wohl

81

Handel und Wandel.
Von F. W. Hackländer.

Wie der geneigte Leſer durch meine 'offenherzigen Be
kenntniſſe erfahren, ſo hatte ich meine erſten Flegeljahre in
dem Reißmehlſchen Hauſe nach allen Dimenſionen durch
gemacht, und der Teil lag hinter mir. Doch gibt es im
Leben manches Menſchen noch eine zweite Reihe von Flegel-
jahren, die, obgleich ſie nicht mit ſo heftigen Erſcheinungen
wie die erſten auftreten, doch verderblicher auf Seele und
Leib wirken können. Um das Gleichnis vom Wein wieder
aufzunehmen: es gibt eine Zeit im Jahre, wenn draußen in
der Natur der Frühling erſcheint, neues ſaftiges Grün an
ſetzt, Tauſende von Blumen emporſproſſen, wenn ein neuer
kräftiger Lebenshauch dahinſtrömt und durch die würzige Luft
unbekannte mächtige Wonneſchauer erzittern, da regt es ſich
in des Kellers Tiefen, der klare Wein wird trübe und gärt
aufs neue. Doch iſt eine geſchickte Hand leicht imſtande,
dieſe Wallungen zu beſiegen und dem edlen Stoff eine größere
Klarheit zu geben, als er früher beſaß; eine ungeſchickte
aber trübt den Wein mehr und mehr, und es bedarf dann
größerer Anſtrengung, um ihn wiederherzuſtellen.

Jch war in dem letzteren Fall. Mich hatten die Wonne
ſchauer eines neuen Frühlings ergriffen, ich verſchmähte die
geſchickte Hand eines Freundes, mein Wein trübte ſich ernſt-

haft und ich geriet in die zweite Auflage der Flegeljahre,
von der ich oben ſprach. wollte mein Leben genießen
und ſuchte zu dem Zwecke luſtige Geſellſchaft auf, die ich
bis jetzt ſorgfältig vermieden. Die Prinzipalin ließ mich
zu der Zeit meine Freiſtunden zubringen, auf welche Art
ich immer wollte, und dieſe meine waren zahl
reich. Um ſechs Uhr wurden Wiegkammer und Kontor ge
ſchloſſen, der Herr Block und Emma blieben im Laden und
der Herr Specht legte mir kein Hindernis in den Weg, zu
gehen wohin ich wollte, ja es ſchien ihm ſogar lieber zu
ſein, wenn ich ausging, als wenn ich ihn mit meiner
ſellſchaft erfreute. Um acht Uhr war gewöhnlich im Laden
nichts mehr
V und Herr Block ſetzten ſich an einen großen runden

iſch, an dem ich früher nie gefehlt, und da wurde geleſen
und geplaudert. Anfänglich blieb mein Platz zwiſchen Emma welche

tun, und die Prinzipalin, Emma, der Buch

und dem Buchhalter offen, doch als ich ihn allabendlich
nicht benutzte, rückte der Buchhalter an meine Stelle, und
obgleich ich äußerlich zufrieden und beruhigt nach getaner
Arbeit meinen Hut nahm und wegging, fo gab es mir doch
jedesmal einen Stich durchs Herz, wenn ich bemerkte, daß
niemand auf mich achtgab, und Emma mich nur zuweilen
mit einem ernſten Blick anſchaute. Hätte ſie nur ein einziges-

mal geſagt, ich ſolle dableiben, ich hätte es gewiß getan,
aber was lag ihr an meiner Geſellſchaft? Außer dem Hauſe
fand ich ja Menſchen, die mir mehr zugetan waren
dachte hierbei nicht an den Doktor und an Sibylle, denn
dorthin ging ich ebenfalls ſehr wenig. Mein Freund Bur-
bus tat aber, als ob er das gar nicht bemerkte und ſagke:
„Wenn Sie ſich anderswo gut amüſieren, iſt es mir lieb.“
Sibylle war die einzige, die zuweilen freundlich mit mir
ſprach und mir auch einmal ſagte: „Es iſt unrecht von dir,
daß du die arme Emma unter den fremden Menſchen ſo
allein läßt und dich nicht um ſie bekümmerſt.“ Jch lachte
dagegen laut auf und entgegnete der Doktorin, indem ich
aufs zierlichſte meine hellen Glacehandſchuhe anzog: „Was
bekümmert ſich die Emma um meine Geſellſchaft, ſie hat ja
Madame Stieglitz, den Herrn Block und den Herrn Specht,
lauter ſcharmante Leute!“ Damit ſetzte ich meinen Hut recht
unternehmend auf und verließ das Zimmer.

Wie in meinem Jnnern, ſo hatte ich mich auch in meinem
Aeußern umgewandelt; ich war ein Elegant geworden, wie
es die Geſellſchaft von jungen Leuten, mit denen ich mich jetzt
umhertrieb, verlangte. Dabei muß ich geſtehen, daß ich ge
ſucht wurde, es fehlte mir nicht an natürlichem Witz und
Munterkeit, ich hatte mir leichtſinnige burſchikoſe Reden an

wöhnt, war ein flotter Tänzer geworden, und einHietpferd nicht gar zu unbeugſam und eigenſinnig War, ſo
wurde ich vollkommen mit ihm fertig, und konnte mir ſchon
erlauben, des Sonntagnachmittags bei den Fenſtern derjenigen
Damen vorbeizugaloppieren, mit denen ich die Nacht vorher
durchtanzt. Daß ich einen Hausſchlüſſel beſaß, brauche ich
wohl nicht zu ſagen, daß ich aber bei den vielen Ver

Ge gn gen, denen ich nachlief, den Geſchäften mit Eifer und

rikgeſchäft in und es war mir ein
Vergnügen, den Buchhalter Herrn Specht, den ich gründlich
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haßte, hinauszudrängen. Mit den ſcheinheiligen Kreaturen,
er auf die Wiegkammer eingeſchwärzt, ging ich, wenn

ſie nicht auch in ihren Arbeiten und in ihrem Leben brave
Leute waren, unbarmherzig um und nahm andere auf, die
nicht zur Gemeinde des Herrn Pfarrer Sproßer gehörten.
Die Prinzipalin hätte mir dieſe Handlkungsweiſe nicht ſo hin
gehen haſſen, wäre ich ihr im Fabrikgeſchäft nicht von ſo
großem Nutzen geweſen. Doch hatte mein proktiſcher Sinn
dasſelbe vollkommen erfaßt und ein eigenes Talent der Far
benzuſammenſtellung und ein guter Geſchmack, der mir an
geboren war, ſetzten mich inſtand, neue Stoffe zu erfinden,

ich wenigſtens neue Farbenmuſter anzugeben, die allgemeinen
Beifall erhielten, weshalb unfere Waren außerordentlich ge
ſucht und gut bezahlt wurden.

Man muß nicht glauben, das luſtige Leben, das ich nun
führte, ſei gerade ein außerordentlich ſündhaftes geweſen;
ich machte es wie tauſend andere junge Leute, die einiger
maßen Zeit und Geld hatten und beides auf die für ſie
angenehmſte Art verbrauchten. Zu unſeren abendlichen Zu
ſammenkünften ſuchten wir gerade nicht die erſten Gaſthöfe
der Stadt auf, ſondern ein heimiſches Plätzchen, wo es guten

Wein gab, ward unbedingt vorgezogen; auch geſpielt wurde,
ſo hoch es unſere Mittel erlabten.

In einer anderen Stadt, namentlich am Rhein, hätten
wir höchſtens für luſtige, fidele Leute gegolten, hier aber, in
der fleißigen Fabrikſtadt, unter den ernſten Kaufleuten und
Fabrikanten, und begufſichtigt von tauſend frommen Augen,
denen viel geringere Ausſchweifungen ſchon als Todſünde
erſchienen, war unſere Geſellſchaft, zu deren Haupt ich mich
allgemach heranbildete, außerordentlich verrufen und von den
ſogenannten ordentlichen Leuten wurden wir geflohen und
aufs ſtrengſte gemieden. Nicht als ob wir Spieler oder
Trinker geweſen wären, oder als ob wir nur uns dieſen
beiden Laſtern leidenſchaftlich ergeben, Gott bewahre!. Wir
liebten nur den Spektakel, den wir dabei verfihren konnten,
und verſchmähten es namentlich nicht, auf dem Heimwen

Se ſo außerordentlich viel Vergnügen gemacht.
i aber hielten wir viel auf unſer Aeußeres und ver

n ſich heimlich
daß wir viel amüſanter ſeien, als die andere t und
viel beſſer tanzten. Fortſetzung
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ſind aber bei einiger Aufmerkſamkeit ſofort zu erkennen.
Der blaue Aufdruck iſt undeutilch, und die Figuren ſind verſchwommen.
Die feine Kleinarbeit der Zeichnung tritt 5 nicht hervor. Vas
Papier fühlt ſich glatt an und zeigt ſich beim n hart und ſpröde.Woſſerzeichen ſind nur andeutungsweiſe vorhanden.

Die Fahrpreisermäßigung für Schälerfohrien, die infolge der
Verkehrsſchwierigkeiten ſeit einiger Zeit nicht mehr wurde, ſollvon ab, da ſich die Verkehroverdatiniſe erheblich gebeffert haben,

bis weiteres wieder gewährt werden. Hierbei handelt es ſich nicht
um Fahrten zu wiſſenſchaftlichen und belehrenden Zwecken oder um
ſolche im Intereſſe der Jugendpflege, ſondern um Fahrten zu den
Schulausflügen. Für Fahrten zu wiſſenſchaftlichen Zwecken und für
ſolche im Intereſſe der Jugendpflege können Fahrpreisermäßigungen
noch nicht wieder gewährt „werden, ebenſo iſt auch die Benutzung von
Schnellzügen noch weiter ausgeſchloſſen.

Förderung der Beeren- und Pifzſammlungen. Der Landwirt-
ſchaftsminiſter hat in Anbetracht der Wichtigkeit der Erfafſſung eßbarer
Pilze für die Volksernährung in jetziger Ernährungslage die Königl.
Oberförſter darauf hinweiſen laſſen, daß das Sammeln von Beeren,Pilzen und Wüldgemuſen nicht nur zu geſtatten, ſondern in jeder Weiſe

zu fördern ſei. Insbeſondere ſei auch Schulkindern das Sammeln unter
Auſſicht von Erwachſenen zu erlauben. Zur Förderung der Sammel
tätigkeit gehört es auch, daß die Forſtbeamten den Sammlern über Vor-
kommen und Standort der Pilze, Beeren, des Wildgemüſes uſw. in ihrem
Bezirk bereitwilligſt Auskunft erteilen. Weiterhin ſind die Oberförſter
angewieſen, auch das Einſammeln von Tee-Erſatzmitteln tunlichſt zu
fördern. Die Beſitzer der Privatwaldungen werden erſucht, auch ihrer-
ſeits das Einſammeln von Pilzen uſw. und von Tee-Erſatzmitteln in
ihren Waldungen zu geſtatten und wie in den Staatswaldungen zu för-

Zern und zu begünſtigen.
Beſcheinigungspflicht bei Beſchlagnahmen. Um Mißbräuchen

oon Lebens- und Futtermitteln vorzubeugen, hat der Staatsſekre-
tär des Kriegsernährungsamts endlich die Bundesregierungen er-
ſucht, Anordnungen zu treffen, daß die zur Ueberwachung des
Verkehrs mit Lebens- und Futtermitteln beſtellten Perſonen bei
der Beſchlagnahme von Waren, die ſie in Ausübung dieſer ihrer
Ueberwachungstätigkeit vornehmen, eine Beſcheinigung ausſtellen,
aus der Art und Menge der beſchlagnahmten Gegenſtände, Ort und
Tag der Beſchlagnahme, Name und Wohnort des Betroffenen ſowieDienſt- und Auftragſteile der beſchlagnahmenden Perſon erſichtlich

find.
Ausdehnung der kommunalen Kleiderwirtſchaft. Die Reichs-

bekleidungsſtelle hat die Bewirtſchaftung gebrauchter Stepp- und
Daunendecken, deren Ober- und Unterſeite nicht nur aus Seide be-
ſteht, ferner die Bewirtſchaftung gebrauchter atratzen und fertig-
gefüllter gebrauchter Jnletts den Kommunalverbänden anheim-

Die Kommunalverbände ſollen, wenn ihnen Fälle zur
Kenntnis kommen, daß an einzelnen Stellen Waren der genannten
Art zwecks Preisſteigerung oder aus ähnlichen Gründen zurück-
gehalten oder angeſammelt werden, Enteignungsantrag bei der
Reichsbekleidungsſtelle ſtellen, die dann das Erforderliche veran-
laſſen wird.

e Braunkohlen-Zwangsſyndikat weſtlich der Elbe Der preu
ßiſche Handelsminiſter hat den Beſitzern der im OberbergamtsbezirkKar weſtlich der Elbe gelegenen Braunkohlenbergwerke für die

Bildung einer Vereinigung durch Vertrag zu den verordnungs-
gemäßen Zwecken Regelung der Förderung ſowie des Abſatzes
der von den Geſellſchaftern erzeugten Rohbraunkohlen, Naßpreß-
jteinen, Briketts ünd Braunkohlenkoks) eine Friſt bis zum 10. Sep-
tember geſetzt. Dieſe Drohung mit dem Zwangsſyndikat richtetſich an die Adreſſe der mitteldeutſchen Venunlohtenwerte. Es

kämen alſo die Reviere von Halle, Bitterfeld, Weißenfels, Zeitz uſw.
in Betracht. Der Miniſter beſchreitet hier den Weg, auf dem er
die Werke der Niederlauſitz ſchließlich zu einem freiwilligen Zu-
ſammenſchluß gebracht hat. Das mitteldeutſche Braunkohlen-
ſyndikat, in dem die Werke weſtlich der Elbe früher zuſammen-
geſchloſſen waren, iſt bald nach der Errichtung in die Brüche ge-
gangen. Zurzeit beſteht nur ein loſer Preisverband mit dem Sitz
in Leipzig, in dem aber nicht alle Werke vertreten ſind; überdies
ſteht es jedem der noch gebundenen Werke frei, jederzeit den Preis-
verband nach nur vierzehntägiger Kündigung zu verlaſſen. Dieſer
zuſtand hat den Miniſter veranlaßt, einzugreifen; es muß ihm
beſonders in der jetzigen Zeit daran liegen, eine vollſtändig ge-
ſchloſſene und damit verhandlungsfähige Organiſation erſtehen zu
ſehen. Sollte ſich wider Erwarten die Hoffnung des Miniſters
auf einen freiwilligen Zuſammenſchluß der Werke innerhalb der
feſtgeſetzten Friſt nicht erfüllen, ſo iſt wohl ſpäteſtens Ende Sep-
tember die zwangsweiſe Errichtung des mitteldeutſchen Braun-
kohlenſyndikats zu erwarten. Damit wäre dann die „enge Zu-
ſammenfaſſung der haupfſächlichſten Braunkohlengruppen vorder-
hand vollendet, denn die rheiniſchen Werke verfügen über eine
treiwillige, aber ſtraffe Organiſation.

Von der Strafkammer wird berichtet: Die jugendlichen Ar-
beitsburſchen Paul Tr., Anton Tr., Kurt L. und Walter L. waren
angeklagt, am 17. und 18. März aus der Wohnung des Pferde-
händlers L. einen Schinken, zwei Speckſeiten und zehn Würſte im
Geſamtwerte von etwa 300 M. geſtohlen zu haben. Der Angeklagte
P. Tr. hatte nach ſeiner eigenen Darſtellung erfahren, daß L. aus
gezogen ſei, in der Wohnung aber große Vorräte zurückgelaſſenhabe. Um einen Täall dieſer Schätze heben zu können, verhandete

er ſich mit den anderen drei Angeklagten. Jn die offenen Räume
gelangten ſie durch Einſteigen auf einer Leiter und erbeuteten die
bereits genannten Fleiſchwaren; ſie haben jedoch, wie ſie überein-
jitimmend angaben, die meiſten guten Sachen zurücklaſſen müſſen.
Die geſtohlenen Fleiſchwaren brachten ſie in die Wohnung der
Mutter Tr.s, teilten ſie hier unter ſich und ſchafften die den beiden
L. zugeteilten Waren in die Wohnung der Eltern der L. Der Vater
L. ſteht im Felde, die Mutter lag krank im Krankenhauſe, ſo daß
die beiden Knaben ſich ohne Aufſicht befanden. Als den beiden L.
W in der elterlichen Wohnung nicht ſicher genug
ſchien, brachten ſie die Waren zu einer Frau Emma J., die für ihre
Fürſorge zwei Würſte und etwas Fleiſch bekommen haben will.
Die Frauen T. und J. waren durch Annahme der Sachen in den
Verdacht der Hehlerei gekommen und hatten ſich deshalb auch zu
verantworten. Der Angeklagte P. Tr. war einer weiteren ſelb-
ſtändigen Handlung beſchüldigt, da er einem auswärtigen Gaſtwirt
aus einem offenen Kaſten 23 M. Bargeld entwendet hatte. Der
Angeklagte entſchuldigte dieſe Tat damit, daß er kurz vorher aus
einer Erziehungsanſtalt bei Paderborn entwichen und mittellos ge-
weſen ſei. Das Gericht verurteilte die Angeklagten wie folgt:
P. Tr. zu einer Gefängnisſtrafe von einem Jahre, worauf zwei
Monate der Unterſuchungshaft angerechnet wurden, A. Tr. ſechs
Wochen, Kurt L. zwei Monate, Walter L. zwei Wochen, Frau Tr.
zwei Monate, Frau J. zwei Wochen Gefängnis. Der Arbeiter
Franz Friedrich, zur Zeit in der Strafanſtalt Luckau in Straf-
haft, war beſchuldigt, im April 1917 in Markranſtädt und Porbitz
mehrere Perſonen durch Betrug und Diebſtahl geſchädigt, auch
unberechtigterweiſe das Eiſerne Kreuz getragen zu haben. Ermietete ſich, ohne Mittel zu haben, bei einer Jean W. ein, der er

erzählte, daß er eine Kriegsrente beziehe und Arbeit ſuchen wolle,
obwohl er eine Rente nicht zu bekommen hatte. Einem Herrn, mit
dem er ſein Zimmer teilte, ſtahl er aus einem Handkoffer 120 M.
Bargeld und verduftete dann. Das Gericht verſagte dem geſtän-
d Angeklagten mildernde Umſtände und verurteilte ihn ein-
ſchließlich einer am 5. Februar 1918 verhängten Strafe von zwei
Jahren Zuchthaus zu einer Geſamtſtrafe von vier Jahren Zucht-
haus. Auch wurde auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf die
Dauer von fünf Jahren erkannt.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Donnerstag, „Mutter“, e „König für

einen Tag“, Sonnabend „Der Zigeunerbaron“, nnag en
Fremdewworſtellung zu ermäßigten Preiſen „Der Troubadour“, abends
734 Uhr „Die Roſe von Stambul“, Montag „Der fliegende Hollän
der“, Dienstag zugun der Unterſtützungskaſſen des Deutſchen Büh-
nen vereins und der Genoſſenſchaft Deutſcher enangehöriger „Das
Dreimäderlhaus“,
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Aus der Provinz.
Gegen Felddiebſtähle

hat der ſtellv. Kommandierende General des 4. Armee
korps unterm 2. Juli folgende Bekanntmachung erlaſſen:

Täglich mehren ſich die Klagen aus Stadt und Land über die
beſorgniserregende Zunaghme von Diebſtählen an Früchten des
Feldes und des Gartens. Jn weiten Pevölkerun en ſ
das Gefühl vor dem Sittlich-notwendigen und die Achtung vor der
Unverletzlichkeit des Eigentums. In keinem Verhältnis ſteht
meiſtens der geringe perſönliche Vorteil des Täters zu dem un-
ermeßlichen Schaden der Geſamtheit, den dieſe durch dieſes eigen
nützige Treiben erleidet. Harte Zeiten heiſchen harte Mittel; die
für den Feld und. Forſtdiebſtahl beſtehenden Strafen erſcheinen
deshalb zu milde. Das Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit fordert
Strafandrohungen, die durch ihre Höhe den Eigennützigen in
Schranken halten.

Deshalb verordne ich auf Grund des Artikels 68 der Reichs
verfaſſung in Verbindung mit S 9b des Geſetzes über den Be
lagerungszuſtand und dem Geſetze vom 11. 12. 15 betreffend die
Abänderung des Geſetzes über den Belagerungszuſtand im Jnter-
eſſe der öffentlichen Sicherheit unter Aufhebung der Bekannt-
machung vom 16. 6. 17:

ichten ſchwindet un

elle bri beizut e mh
Zat. Die Lebensgnittelverſorgung hat jetzt den Er

ß auf aſſung der darin ſitzenden Arbeitervertre-ter ausgiebig beſchäftigt. Hierbei 4 von den Magiſtratsvertretern leb

haft ve worden, daß keine und keine Arbeit ge wird.
um für die Bevölkerun hrungsmittel herbeizuſcha rtig ſei die Anfuhr von beene in im Gange, die ſofort zur Vertei

g kämen. end dieſe der Stadt mit 15 M. per be
rechnet werden, würden an die Bevölkerung für 12 Pf. das Pfund
abgegeben, alſo unter Einkaufspreis, wobei außerdem noch Nehen
n Gewichtsverluſt uſw. in Betr kämen. Daß die alten Kor-
offeln Srzeitig ausgegangen ſind, liege daran, daß die zu liefernden

Kreiſe ihre Lieferungen eingeſtellt hätten. Bisher konnten noch 7 Pfund
Kartoffeln verteilt werden, danach nur noch 1 Pfund, und als Aas
gire es Kartoffelflocken, Stärkemehl und getrocknete Kohlrüben. Wenn

ie Frühkartoffeln rechtzeitig eintreffen, würden nächſte Woche 3 Pfund
Frühkartoffeln verteilt. Auch in Gemüſe ſind r getätigt, die
reichliche Quanten ſichern. Empfohlen wurde, ſich dabei für den Win-
ter einzudecken. enüber den Klagen auf vielfache Ueberſchreitung
dex/“ Höchſtpreiſe, beſonders auf dem Wochenmarkt, wurde betont, Anv zu erſtatten. Nach den gemachten Verſicherungen wird der

agiſtrat ſich mit der Frage beſchäfigen ob die gegenwärtigen Ge

müſepreiſe herabgeſetzt werden können, eventuell unter re
cher Zuſchüſſe. Der von den Arbeitervertretern ausgeſpr e Wunſch,
r die minderbemittelte Bevölkerung beſondere nie reiſe feſtzu

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und nur beim Vorliegen ſetzen, war als undurchführbar bezeichnet worden. Weiter erklärte ſich

mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark
wird beſtraft, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Frei-
heitsſtrafe beſtimmen: 4

1. Wer Garteufrüchte, Feldfrüchte oder andere Bodenerzeug-
niſſe aus Gartenanlagen aller Art, Weinbergen, Obfſtanlagen,
Baumſchulen, Saatkämpen von Aeckern, Wieſen, Weiden, Plätzen,
Gewäſſern, Wegen oder Gräben entwendet.

2. Wer in der Dunkelheit, d. h. in der Zeit zwiſchen eineStunde nach kalendermäßigem h und eine Stunde
vor kalendermäßigem Sonnenaufgang außerhalb der öffentlichen
Straßen und Wege, Feldmarken, Forſten oder Wälder betritt,
ohne beſondere orts polizeiliche Genehmigung.

Auf die im übrigen innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſich
haltende Ausübung der Jagd und Fiſcherei ſowie auf die in Aus
übung ihrer geſetzlichen Befugniſſe befindlichen Offiziere und Be-
amten findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung.

Dieſe Verordnung tritt am 10. Juli 1918 in Kraft.
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Die Obſtſteigerungen.
Dem Verſteigerungsunfug in Obftnutzungen iſt noch kein Ende

bereitet. Wie vorteilhaft er wirkt, das zeigen folgende Verſteige-
rungsergebniſſe, die vom Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen
mitgeteilt werden.

Es wurden erzielt:
1917 1918 SteigerunMark Mark in Progen

Reinsdorf 2830 8315 194Steigra W R 14 120 23 100 63Wennungen 6430 22295 246r rg 11000 22075 100dalzendorf 7000 7870 12Jüdendorf 7000 12 425 77chnellroda 6525 11 025 68Obereichſtedt 3400 7 100 109Niedereichſtedt 7500 15 000 100Oechliy 3000 J 16800 116Schmirna 3405 13 300 261Rittergut Zingſt. 5 105 15215 198Dberwunf 6770 12200 140
Rittergut Burgſcheidungen 1210 3000 148
Albersroda 15030 33 600 123Laucha 8705 19 738 126Kleineichftedt 4 365 8320 91Baumersroda 3000 4420 47Azmannsdorf 2000 12000 500

Dabei muß berechnet werden, daß auch ſchon 1917 unſinnig
emporgetriebene Kriegspreiſe gezahlt wurden. Trotzdem noch in
einem Jahre dieſe Steigerungen, die bis zu 500 Prozent hinauf-
gehen! Eine „geſunde“ Wirtſchaftspolitik. Schleichhändler und
Krjegsgewinner kommen dabei auf ihre Rechnung.

Merſeburg. Ausgabe von Lebensmitteln. Für die
Zeit vom 15. bis 21. Juli werden auf den Kopf der Bevölkerung zuge-
teilt: 100 Gramm Morgentrank zu 18 Pf. vder 150 Gramm Getreide-
kaffee zu 24 Pf. auf Bezugſchein Nr. 43; 250 Gramm Marmelade zum
Preiſe von 46 Pf. auf Bezugſchein Nr. 44. Der Verkauf erfolgt von
Donnerstag, den 18. Juli, bis einſchl. Sonnabend, den 20. Juli.
Die Ausgabe der Butter erfolgt Sonnabend, den 13. Juli. Es
werden zugeteilt: auf jede Kreisfettmarke 40 Gramm Butter zum
Preiſe von 25 Pf., und auf jede Zuſatzfettmarke (mit dem Aufdruck
K, S und G) 50 Gramm Butter zum Preiſe von 31 Pf.

Weißenfels. Ferien des Stadtausſchuſſes. Es wird
mitgeteilt, daß der Stadtausſchuß des Stadtkreiſes Weißenfels vom
21. Juli bis zum 1. September Ferien hält. Während der Ferien wer-
den Termine zur mündlichen Verhandlung nur in ſchleunigen Sachen
abgehalten.

Lebensmittel verteilung im Landkreiſe. Auf
Lebensmittelbezugsabſchnitt Nummer 16, werden verteilt: 250

ramm Marmelade. ie zur Verteilung erforderlichen Mengen be-
finden ſich bereits unterwegs. Sie ſind ſofort nach Eingang an die Ver
kaufsſtellen weiterzukeiten.

Naumburg. Ergänzungs wahlen zum Bewerbe-
gericht. Der Regierungspräſident hat auf Grund des Geſetzes über
die Ergänzung der Beiſitzer der Gewerbegerichte, der Kaufmanns
gerichte und der Jnnungsſchiedsgerichte während des Krieges vom
7. November 1917 die Vornahme der Erſatzwahl für die folgenden
durch Militär oder Hilfsdienſt, Umzug oder Tod ausgeſchiedenen Bei
ſitzor des Gewerbegerichts angeordnet: von den Ardbeitgeberbeiſitzern
Kammfabrikant Müller, Buchdruckereibeſitzer Hünſch, Klempnermeiſter
Ritter, Tuchhändler Wöhler; von den Arbeitnehmerbeiſitzern Buch
drucker Meißner. Maler Winkler, Schneider Kolbe. Der Magiſtrat
fordert die beſtehenden wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer, die an der Wahl dieſer ausgeſchiedenen Beiſitzer

beteiligt waren, auf, ihm innerhalb zweier Wochen Vorſchläge für die
Beſetz der Stellen der zu wählenden Erſatzmänner einzureichen.

Die Sammlung getragener Männeranzüge
hat während der erſten drei Wochen kein ausreichendes Ergebnis ge
habt. Die Aufforderungen zur Abgabe von Beſt i wer
den deshalb von jetzt ab verſandt. Damit die erforderli
aufgebracht werden, ſollen künftig auch einzelne Jacken,
Hoſen von der Sammelſtelle angenommen werden. Ueber die Abgabe
wird die vorgeſchriebene Beſcheinigung e die die Anrechnung
des abgegebenen Kleidungsſtückes bei etwa r r v
der Reichsbekleidungsftelle zuſichert. Die einzelnen zu gan

t werden und ſo zur A der vorzen Anzügen
geſchriebenen Zahl von Anzü dienen. An alle, die noch einzelne
entbehrliche Kleidungsſtücke ergeht die dringende e, ſie zur

r Magiſtrat bereit, beim Kriegsernährungsamt den Antrag zu ſtellen,
die Stadt Zeitz in eine beſſere Verſorgungsklaſſe zu enſo
wird in Kürze wieder eine dritte ſtädtiſche Gemüſeverka lle eröff
net, um der Bevölkerung, insbeſondere jenſeits der Elſter, Erleichte
rungen zu ſchaffen.

Bilterfeld. Beſtrafte Diebin. Die Arbeiterin Hedwig Tra-
ber war vor der Strafkammer in Halle beſchuldigt, am 13. Februar in
Wolfen, wo ſie einem r entſtieg, eine Handtaſche mit Werk-
zeug, die einem Dekorateur aus Weißenfels gehörte, widerrechtlich mit
genommen zu haben. Sie beſtritt die Tat und erzählte dem Gericht
ein Märchen, das ihr aber nicht geglaubt wurde. Sie wurde nach dem
Antrage der Staatsanwaltſchaft unter Zubilligung mildernder Umſtände
zu einer Gefängnisftrafe von neun Monaten verurteilt.

Bilterſeld. Logisdieb. Vor einigen Tagen hat ſich bei einem
in der Rosmarinſtraße wohnhaften Bürger ein Fremder einquartiert,
der Betriebsleiter Hermann Dömrig nannte und am 21. Juni 1888
zu Mülheim a. Rh. geboren ſein wollte. Am anderen Morgen war
der angebliche Betriebsleiter ſpurlos verſchwunden und mit vier
Herren- Anzüge im Werte von 600 M., die in einem uwverſchloſſenen
Kleiderſpind des Zimmers untergebracht waren. Der Dieb war mit
dunkelgrüner Jagdjoppe, ebenſolchem Hut, ſowie mit Militärſchnür
oken und Wickelgamaſchen bekleidet, ſein Alter wird auf etwa 30

ahre geſchätzt. Die angeblichen Perſonalien ſind jedenfalls falſch. Sein
Verhleib war bisher nicht zu ermitteln.

Wilienberg. Der Mord des Arbeiters Knabe hat zur
Aufdeckung eines ganzen Diebesneſtes geführt, wobei erſichtlich wurde,
daß man es in ihm und ſeinen Helfershelfern mit ziemlich gefährlichen
Menſchen zu tun hat. Bei den Nachforſchungen wurde ermittelt, daß
er einen ſehr regen Verkehr mit dem Schloßſtraße 10 bei der Witwe
Wilhelmine Hoyer geb. Hentſchel wohnenden Arbeiter hatte.
Da bei einer Durchſuchung von deſſen und der Hoyerſchen Wohnpng
2 Fahrräder, die vor längerer Zeit in Kemberg geſtohlen worden
waren, vorgefunden wurden, und er dieſe nach ſeiner Angabe mit
Knabe gemeinſam geſtohlen haben will, erfolgte ſeine Feſtnahme. Bei
einer erneut vorgenommenen Durchſuchung wurde in der Wohnung derH. außer größeren Poſten Gemüſe eingewecktes Gänſefleiſch, Vorſt.

beſen, Schrubber, Stearin, Anzüge, an denen noch die Delitz
zeichnungen angeheftet waren, 1 Armeerevolver von 9 und einer von
12 Millimeter, ſowie 1 Automobilfahrerbrille gefunden. Ueber den
Erwerb der vorgefundenen Gegenſtände gibt Kratzer an, daß er die
Gänſe vor etwa drei Wochen mit Knabe zuſammen von dem Ritter
gute Rötzſch bei Dabrun, den Stearin, etwa 2 Pfund, Beſen, Schrubber
und Anzüge von ſeiner Arbeitsſtätte, den Sprengſtoffwerken, geſtohlen,
die Armeerevolver, von denen er Knabe einen als Verteidigungswerk-
zeug bei den gemeinſam auszuführenden Diebſtählen geſchenkt, ſowie
die Brille, die ſie zur Unkenntlichmachung benutzten, in Leipzig arwor-
ben haben will. Ob dieſe Angaben der beiden, die dem Gerichtsge-
fängnis zugeführt wurden, richtig ſind, wird die weitere Unterſuchung
ergeben. Da die Hoyer einen großen Teil der aufgefundenen Sachen
bereits in einen Reiſekorb verpackt zu einer in demſelben Hauſe woh-
nenden Frau in Verwahrung gegeben hatte, ſie alſo von dem Treiben
der beiden gewußt hat, erfolgte auch deren Feſtnahme.

Unglücksfall. Bei der Arbeit an einer großen, mehrere
Zentner ſchweren eiſernen Tür in der Werkſtätte des Herrn Buhrbank,
ſtürzte dieſe um und begrub Herrn B. unter ſich, wobei dieſer, dem
an infolge eines Unglücksfalles der linke Arm fehlt, an dem rechten

rm, Kopf und Füßen ſo ſchwer verletzt wurde, daß er dem Paul-
Gerhardt-Stift zugeführt werden mußte.

Gewerkſchaftliches.

Grböbung e Teuerungszulagen im
uchdruckgewerbe.

Der bis zum Jahre 1916 gültige und ſeit dieſer Zeit zweimal auf
je ein Jahr verlängerte Buchdruckertarif ſah in ſeinen drei Altersſtufen
folgende Minimallöhne vor: Bis 21 Jahre 25 M., von 21 bis 24 Jahren
26 M., über 24 Jahre 27.50 M. Mit Einſchluß der für die einzelnen
Orte je nach ihren Teuerungsverhältniſſen entſprechend h Lo
kalzuſchläge von 235 bis 25 Prozent (zur letzteren Kategorie gehören
nur Berlin, Hamburg-Altona und Straßburg) erhöhten fich dieſe Löhne
bei 25 Prozent) wie folgt: Bis 21 Jahre 31.25 M., von 21 bis 24
ahren 32.50 M. und über 24 Jahre 34.38 M.

Daß angeſichts der raſenden Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe
mit ſolchen Löhnen die Exiſtenz der Arbeiterſchaft des Berufes nicht
mehr ermöglicht werden konnte, mußten ſelbſt die Unternehmer einſehen.
Eine Reviſion des Tarifes erſchien aus verſchiedenen Gründen ange
ſichts der ungeklärten Verhältniſſe während des Krieges nicht angebracht.
So behalf man ſich denn mit Teuerungszulagen. Rach vier-
maliger r betrug im November 1917 die Geſamterhöhung
des Lohnes im Mindeſtmaß 39,7 Prozent, im Höchſtmaß 75,2 Prozent
bei einem Geſamtdurchſchnitt von 43 Prozent, oder nach einer vom
Tarifamt der Buchdrucker veröffentlichten Statiſtik der Durchſchnittslohn
in Orten ohne Lokalzuſchlag 37 M..,, in ſolchen mit 25 Prozent Lokal-
zuſchlag 61.46 M.

Die außerordentliche Generalverſammlung des Verbandes im
Mai d. J. veranlaßte, beim Tarifamt den Antrag auf weitere ange
meſſene Erhöhung der Teuerungszulagen oder, bei ſeiner Ablehnung, auf
Reviſion des Tarifs zu ſtellen. Rach dreitägigen, von beiden en

lungen einigte man ſich ſchließlich dahin, ab 1. Angek d. J. eine weitereEchhoeng der 7 um 10 M. pro Woche und ab 1. De
z eine weilere E ung eintreten zu laſſen. Dieſe beträgt für

e bis 76 Prozent Lokalzuſchlag 3 M., bis 15 Prozent 4 M. und
über 15 Prozent Lokalzuſchlag 5 Ferner tritt eine E des
Lehnes für U ein, es ſoll nunmehr nach dem iariſlichen
Grundlohn plus 50 Prozent Aufſchlag und den üblichen Ueberſtunden
aufſchlägen entſchädigt werden.

Können dieſe Entſchädigungen auch nicht als voller Ausgleich der
verteuerten Lebenshaltung gegen früher bezeichnet werden, ſo bilden
ſie doch einen ganz beachtenswerten Erfolg der Organiſation.

Quittung über freiwillige Beiträge.

Sch. D. 1.20.
Poreiſekrelariat des ſozialdemokratiſchen Vereins für Halle u. Saalkreis

hartnäckig geführten und mehrmals vom Abbruch bedrohten Verhand
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